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Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
BDSG

Ausfertigungsdatum: 20.12.1990

Vollzitat:

"Bundesdatenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2015 (BGBl. I S. 162) geändert worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 14.1.2003 I 66;
  Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 25.2.2015 I 162

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 1.6.1991 +++)
 
 
Das G wurde als Art. 1 des G v. 20.12.1990 I 2954 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates
beschlossen; § 10 Abs. 4 Satz 3 und 4 ist am ersten Tage des vierundzwanzigsten auf die Verkündung folgenden
Kalendermonats, im übrigen am ersten Tage des sechsten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats gem.
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 u. 2 G v. 20.12.1990 I 2954 in Kraft getreten. Das G wurde am 29.12.1990 verkündet.
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Erster Abschnitt
Allgemeine und gemeinsame Bestimmungen
§ 1 Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen
personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.

(2) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch
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1.   öffentliche Stellen des Bundes,
 

2.   öffentliche Stellen der Länder, soweit der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt ist und soweit sie
a)   Bundesrecht ausführen oder

 

b)   als Organe der Rechtspflege tätig werden und es sich nicht um Verwaltungsangelegenheiten handelt,
 

 

3.   nicht-öffentliche Stellen, soweit sie die Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen verarbeiten,
nutzen oder dafür erheben oder die Daten in oder aus nicht automatisierten Dateien verarbeiten, nutzen
oder dafür erheben, es sei denn, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Daten erfolgt ausschließlich
für persönliche oder familiäre Tätigkeiten.
 

(3) Soweit andere Rechtsvorschriften des Bundes auf personenbezogene Daten einschließlich deren
Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die Verpflichtung zur
Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht
auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt.

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor, soweit bei der
Ermittlung des Sachverhalts personenbezogene Daten verarbeitet werden.

(5) Dieses Gesetz findet keine Anwendung, sofern eine in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum belegene
verantwortliche Stelle personenbezogene Daten im Inland erhebt, verarbeitet oder nutzt, es sei denn, dies erfolgt
durch eine Niederlassung im Inland. Dieses Gesetz findet Anwendung, sofern eine verantwortliche Stelle, die
nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum belegen ist, personenbezogene Daten im Inland erhebt, verarbeitet oder
nutzt. Soweit die verantwortliche Stelle nach diesem Gesetz zu nennen ist, sind auch Angaben über im Inland
ansässige Vertreter zu machen. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, sofern Datenträger nur zum Zweck des Transits
durch das Inland eingesetzt werden. § 38 Abs. 1 Satz 1 bleibt unberührt.

§ 2 Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen

(1) Öffentliche Stellen des Bundes sind die Behörden, die Organe der Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform. Als öffentliche
Stellen gelten die aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost durch Gesetz hervorgegangenen
Unternehmen, solange ihnen ein ausschließliches Recht nach dem Postgesetz zusteht.

(2) Öffentliche Stellen der Länder sind die Behörden, die Organe der Rechtspflege und andere öffentlich-rechtlich
organisierte Einrichtungen eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes und sonstiger der Aufsicht
des Landes unterstehender juristischer Personen des öffentlichen Rechts sowie deren Vereinigungen ungeachtet
ihrer Rechtsform.

(3) Vereinigungen des privaten Rechts von öffentlichen Stellen des Bundes und der Länder, die Aufgaben der
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, gelten ungeachtet der Beteiligung nicht-öffentlicher Stellen als öffentliche
Stellen des Bundes, wenn
1.   sie über den Bereich eines Landes hinaus tätig werden oder

 

2.   dem Bund die absolute Mehrheit der Anteile gehört oder die absolute Mehrheit der Stimmen zusteht.
 

Andernfalls gelten sie als öffentliche Stellen der Länder.

(4) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere
Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie nicht unter die Absätze 1 bis 3 fallen. Nimmt eine nicht-
öffentliche Stelle hoheitliche Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle im
Sinne dieses Gesetzes.

§ 3 Weitere Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten
oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener).
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(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten unter
Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine nicht automatisierte Datei ist jede nicht automatisierte Sammlung
personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und
ausgewertet werden kann.

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbezogener Daten. Im
Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren:
1.   Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf einem Datenträger

zum Zweck ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung,
 

2.   Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten,
 

3.   Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener
personenbezogener Daten an einen Dritten in der Weise, dass
a)   die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder

 

b)   der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft,
 

 

4.   Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre weitere Verarbeitung oder
Nutzung einzuschränken,
 

5.   Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten.
 

(5) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt.

(6) Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche
oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten
und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können.

(6a) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale durch ein Kennzeichen
zu dem Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschließen oder wesentlich zu erschweren.

(7) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt,
verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auftrag vornehmen lässt.

(8) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhält. Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb der
verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie Personen und Stellen, die im Inland, in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum personenbezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen.

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische Herkunft,
politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit
oder Sexualleben.

(10) Mobile personenbezogene Speicher- und Verarbeitungsmedien sind Datenträger,
1.   die an den Betroffenen ausgegeben werden,

 

2.   auf denen personenbezogene Daten über die Speicherung hinaus durch die ausgebende oder eine andere
Stelle automatisiert verarbeitet werden können und
 

3.   bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.
 

(11) Beschäftigte sind:
1.   Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

 

2.   zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte,
 

3.   Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der
beruflichen Eignung oder Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Rehabilitanden),
 

4.   in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen Beschäftigte,
 

5.   nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz Beschäftigte,
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6.   Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen
sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten,
 

7.   Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen, deren
Beschäftigungsverhältnis beendet ist,
 

8.   Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter des Bundes, Soldatinnen und Soldaten sowie
Zivildienstleistende.
 

§ 3a Datenvermeidung und Datensparsamkeit

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten und die Auswahl und Gestaltung von
Datenverarbeitungssystemen sind an dem Ziel auszurichten, so wenig personenbezogene Daten wie möglich
zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen. Insbesondere sind personenbezogene Daten zu anonymisieren oder
zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verwendungszweck möglich ist und keinen im Verhältnis zu dem
angestrebten Schutzzweck unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.

§ 4 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

(1) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sind nur zulässig, soweit dieses Gesetz
oder eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder der Betroffene eingewilligt hat.

(2) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben
werden, wenn
1.   eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder

 

2.   a)   die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder der Geschäftszweck eine Erhebung bei
anderen Personen oder Stellen erforderlich macht oder
 

b)   die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde
 

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt werden.
 

(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen erhoben, so ist er, sofern er nicht bereits auf andere
Weise Kenntnis erlangt hat, von der verantwortlichen Stelle über
1.   die Identität der verantwortlichen Stelle,

 

2.   die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und
 

3.   die Kategorien von Empfängern nur, soweit der Betroffene nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit
der Übermittlung an diese rechnen muss,
 

zu unterrichten. Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen aufgrund einer Rechtsvorschrift erhoben,
die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von
Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. Soweit
nach den Umständen des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen, ist er über die Rechtsvorschrift und über
die Folgen der Verweigerung von Angaben aufzuklären.

§ 4a Einwilligung

(1) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung des Betroffenen beruht. Er ist auf
den vorgesehenen Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sowie, soweit nach den Umständen des
Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die
Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen
ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist sie besonders
hervorzuheben.

(2) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne von Absatz 1 Satz
3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt
würde. In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz 2 und die Gründe, aus denen sich die erhebliche
Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszwecks ergibt, schriftlich festzuhalten.
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(3) Soweit besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) erhoben, verarbeitet oder genutzt werden,
muss sich die Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese Daten beziehen.

§ 4b Übermittlung personenbezogener Daten ins Ausland sowie an über- oder
zwischenstaatliche Stellen

(1) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen
1.   in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

 

2.   in anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
 

3.   der Organe und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften
 

gelten § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und §§ 28 bis 30a nach Maßgabe der für diese Übermittlung geltenden Gesetze
und Vereinbarungen, soweit die Übermittlung im Rahmen von Tätigkeiten erfolgt, die ganz oder teilweise in den
Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Gemeinschaften fallen.

(2) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen nach Absatz 1, die nicht im Rahmen von
Tätigkeiten erfolgt, die ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen
Gemeinschaften fallen, sowie an sonstige ausländische oder über- oder zwischenstaatliche Stellen gilt Absatz
1 entsprechend. Die Übermittlung unterbleibt, soweit der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem
Ausschluss der Übermittlung hat, insbesondere wenn bei den in Satz 1 genannten Stellen ein angemessenes
Datenschutzniveau nicht gewährleistet ist. Satz 2 gilt nicht, wenn die Übermittlung zur Erfüllung eigener
Aufgaben einer öffentlichen Stelle des Bundes aus zwingenden Gründen der Verteidigung oder der Erfüllung
über- oder zwischenstaatlicher Verpflichtungen auf dem Gebiet der Krisenbewältigung oder Konfliktverhinderung
oder für humanitäre Maßnahmen erforderlich ist.

(3) Die Angemessenheit des Schutzniveaus wird unter Berücksichtigung aller Umstände beurteilt, die bei einer
Datenübermittlung oder einer Kategorie von Datenübermittlungen von Bedeutung sind; insbesondere können
die Art der Daten, die Zweckbestimmung, die Dauer der geplanten Verarbeitung, das Herkunfts- und das
Endbestimmungsland, die für den betreffenden Empfänger geltenden Rechtsnormen sowie die für ihn geltenden
Standesregeln und Sicherheitsmaßnahmen herangezogen werden.

(4) In den Fällen des § 16 Abs. 1 Nr. 2 unterrichtet die übermittelnde Stelle den Betroffenen von der Übermittlung
seiner Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass er davon auf andere Weise Kenntnis erlangt, oder
wenn die Unterrichtung die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes
Nachteile bereiten würde.

(5) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle.

(6) Die Stelle, an die die Daten übermittelt werden, ist auf den Zweck hinzuweisen, zu dessen Erfüllung die Daten
übermittelt werden.

§ 4c Ausnahmen

(1) Im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen
Gemeinschaften fallen, ist eine Übermittlung personenbezogener Daten an andere als die in § 4b Abs. 1
genannten Stellen, auch wenn bei ihnen ein angemessenes Datenschutzniveau nicht gewährleistet ist, zulässig,
sofern
1.   der Betroffene seine Einwilligung gegeben hat,

 

2.   die Übermittlung für die Erfüllung eines Vertrags zwischen dem Betroffenen und der verantwortlichen Stelle
oder zur Durchführung von vorvertraglichen Maßnahmen, die auf Veranlassung des Betroffenen getroffen
worden sind, erforderlich ist,
 

3.   die Übermittlung zum Abschluss oder zur Erfüllung eines Vertrags erforderlich ist, der im Interesse des
Betroffenen von der verantwortlichen Stelle mit einem Dritten geschlossen wurde oder geschlossen werden
soll,
 

4.   die Übermittlung für die Wahrung eines wichtigen öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung,
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen vor Gericht erforderlich ist,
 

5.   die Übermittlung für die Wahrung lebenswichtiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist oder
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6.   die Übermittlung aus einem Register erfolgt, das zur Information der Öffentlichkeit bestimmt ist und
entweder der gesamten Öffentlichkeit oder allen Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen
können, zur Einsichtnahme offen steht, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen im Einzelfall gegeben sind.
 

Die Stelle, an die die Daten übermittelt werden, ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten Daten nur zu dem
Zweck verarbeitet oder genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie übermittelt werden.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1 kann die zuständige Aufsichtsbehörde einzelne Übermittlungen oder
bestimmte Arten von Übermittlungen personenbezogener Daten an andere als die in § 4b Abs. 1 genannten
Stellen genehmigen, wenn die verantwortliche Stelle ausreichende Garantien hinsichtlich des Schutzes des
Persönlichkeitsrechts und der Ausübung der damit verbundenen Rechte vorweist; die Garantien können sich
insbesondere aus Vertragsklauseln oder verbindlichen Unternehmensregelungen ergeben. Bei den Post-
und Telekommunikationsunternehmen ist die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit zuständig. Sofern die Übermittlung durch öffentliche Stellen erfolgen soll, nehmen diese die
Prüfung nach Satz 1 vor.

(3) Die Länder teilen dem Bund die nach Absatz 2 Satz 1 ergangenen Entscheidungen mit.

§ 4d Meldepflicht

(1) Verfahren automatisierter Verarbeitungen sind vor ihrer Inbetriebnahme von nicht-öffentlichen
verantwortlichen Stellen der zuständigen Aufsichtsbehörde und von öffentlichen verantwortlichen Stellen des
Bundes sowie von den Post- und Telekommunikationsunternehmen der oder dem Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit nach Maßgabe von § 4e zu melden.

(2) Die Meldepflicht entfällt, wenn die verantwortliche Stelle einen Beauftragten für den Datenschutz bestellt hat.

(3) Die Meldepflicht entfällt ferner, wenn die verantwortliche Stelle personenbezogene Daten für eigene
Zwecke erhebt, verarbeitet oder nutzt, hierbei in der Regel höchstens neun Personen ständig mit der Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt und entweder eine Einwilligung des
Betroffenen vorliegt oder die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung für die Begründung, Durchführung oder
Beendigung eines rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses mit dem Betroffenen
erforderlich ist.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht, wenn es sich um automatisierte Verarbeitungen handelt, in denen
geschäftsmäßig personenbezogene Daten von der jeweiligen Stelle
1.   zum Zweck der Übermittlung,

 

2.   zum Zweck der anonymisierten Übermittlung oder
 

3.   für Zwecke der Markt- oder Meinungsforschung
 

gespeichert werden.

(5) Soweit automatisierte Verarbeitungen besondere Risiken für die Rechte und Freiheiten der Betroffenen
aufweisen, unterliegen sie der Prüfung vor Beginn der Verarbeitung (Vorabkontrolle). Eine Vorabkontrolle ist
insbesondere durchzuführen, wenn
1.   besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) verarbeitet werden oder

 

2.   die Verarbeitung personenbezogener Daten dazu bestimmt ist, die Persönlichkeit des Betroffenen zu
bewerten einschließlich seiner Fähigkeiten, seiner Leistung oder seines Verhaltens,
 

es sei denn, dass eine gesetzliche Verpflichtung oder eine Einwilligung des Betroffenen vorliegt oder
die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung für die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines
rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses mit dem Betroffenen erforderlich ist.

(6) Zuständig für die Vorabkontrolle ist der Beauftragte für den Datenschutz. Dieser nimmt die
Vorabkontrolle nach Empfang der Übersicht nach § 4g Abs. 2 Satz 1 vor. Er hat sich in Zweifelsfällen an die
Aufsichtsbehörde oder bei den Post- und Telekommunikationsunternehmen an die Bundesbeauftragte oder den
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit zu wenden.

§ 4e Inhalt der Meldepflicht

Sofern Verfahren automatisierter Verarbeitungen meldepflichtig sind, sind folgende Angaben zu machen:



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

- Seite 9 von 38 -

1.   Name oder Firma der verantwortlichen Stelle,
 

2.   Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer oder sonstige gesetzliche oder nach der Verfassung des Unternehmens
berufene Leiter und die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten Personen,
 

3.   Anschrift der verantwortlichen Stelle,
 

4.   Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung,
 

5.   eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen und der diesbezüglichen Daten oder Datenkategorien,
 

6.   Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen die Daten mitgeteilt werden können,
 

7.   Regelfristen für die Löschung der Daten,
 

8.   eine geplante Datenübermittlung in Drittstaaten,
 

9.   eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach § 9 zur
Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung angemessen sind.
 

§ 4d Abs. 1 und 4 gilt für die Änderung der nach Satz 1 mitgeteilten Angaben sowie für den Zeitpunkt der
Aufnahme und der Beendigung der meldepflichtigen Tätigkeit entsprechend.

§ 4f Beauftragter für den Datenschutz

(1) Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die personenbezogene Daten automatisiert verarbeiten, haben
einen Beauftragten für den Datenschutz schriftlich zu bestellen. Nicht-öffentliche Stellen sind hierzu spätestens
innerhalb eines Monats nach Aufnahme ihrer Tätigkeit verpflichtet. Das Gleiche gilt, wenn personenbezogene
Daten auf andere Weise erhoben, verarbeitet oder genutzt werden und damit in der Regel mindestens 20
Personen beschäftigt sind. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die nichtöffentlichen Stellen, die in der Regel
höchstens neun Personen ständig mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigen.
Soweit aufgrund der Struktur einer öffentlichen Stelle erforderlich, genügt die Bestellung eines Beauftragten
für den Datenschutz für mehrere Bereiche. Soweit nicht-öffentliche Stellen automatisierte Verarbeitungen
vornehmen, die einer Vorabkontrolle unterliegen, oder personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck
der Übermittlung, der anonymisierten Übermittlung oder für Zwecke der Markt- oder Meinungsforschung
automatisiert verarbeiten, haben sie unabhängig von der Anzahl der mit der automatisierten Verarbeitung
beschäftigten Personen einen Beauftragten für den Datenschutz zu bestellen.

(2) Zum Beauftragten für den Datenschutz darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben
erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Das Maß der erforderlichen Fachkunde bestimmt sich
insbesondere nach dem Umfang der Datenverarbeitung der verantwortlichen Stelle und dem Schutzbedarf der
personenbezogenen Daten, die die verantwortliche Stelle erhebt oder verwendet. Zum Beauftragten für den
Datenschutz kann auch eine Person außerhalb der verantwortlichen Stelle bestellt werden; die Kontrolle erstreckt
sich auch auf personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis, insbesondere
dem Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, unterliegen. Öffentliche Stellen können mit Zustimmung
ihrer Aufsichtsbehörde einen Bediensteten aus einer anderen öffentlichen Stelle zum Beauftragten für den
Datenschutz bestellen.

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz ist dem Leiter der öffentlichen oder nicht-öffentlichen Stelle unmittelbar
zu unterstellen. Er ist in Ausübung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. Er
darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht benachteiligt werden. Die Bestellung zum Beauftragten für
den Datenschutz kann in entsprechender Anwendung von § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches, bei nicht-
öffentlichen Stellen auch auf Verlangen der Aufsichtsbehörde, widerrufen werden. Ist nach Absatz 1 ein
Beauftragter für den Datenschutz zu bestellen, so ist die Kündigung des Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei
denn, dass Tatsachen vorliegen, welche die verantwortliche Stelle zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen. Nach der Abberufung als Beauftragter für den Datenschutz ist
die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der Beendigung der Bestellung unzulässig, es sei denn, dass die
verantwortliche Stelle zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist.
Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle dem
Beauftragten für den Datenschutz die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu ermöglichen
und deren Kosten zu übernehmen.

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz ist zur Verschwiegenheit über die Identität des Betroffenen sowie
über Umstände, die Rückschlüsse auf den Betroffenen zulassen, verpflichtet, soweit er nicht davon durch den
Betroffenen befreit wird.
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(4a) Soweit der Beauftragte für den Datenschutz bei seiner Tätigkeit Kenntnis von Daten erhält, für die dem
Leiter oder einer bei der öffentlichen oder nichtöffentlichen Stelle beschäftigten Person aus beruflichen
Gründen ein Zeugnisverweigerungsrecht zusteht, steht dieses Recht auch dem Beauftragten für den
Datenschutz und dessen Hilfspersonal zu. Über die Ausübung dieses Rechts entscheidet die Person, der
das Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen zusteht, es sei denn, dass diese Entscheidung in
absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht des Beauftragten für
den Datenschutz reicht, unterliegen seine Akten und andere Schriftstücke einem Beschlagnahmeverbot.

(5) Die öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen haben den Beauftragten für den Datenschutz bei der Erfüllung
seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbesondere, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich
ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu stellen. Betroffene können sich
jederzeit an den Beauftragten für den Datenschutz wenden.

§ 4g Aufgaben des Beauftragten für den Datenschutz

(1) Der Beauftragte für den Datenschutz wirkt auf die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über
den Datenschutz hin. Zu diesem Zweck kann sich der Beauftragte für den Datenschutz in Zweifelsfällen an die
für die Datenschutzkontrolle bei der verantwortlichen Stelle zuständige Behörde wenden. Er kann die Beratung
nach § 38 Abs. 1 Satz 2 in Anspruch nehmen. Er hat insbesondere
1.   die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene

Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; zu diesem Zweck ist er über Vorhaben der automatisierten
Verarbeitung personenbezogener Daten rechtzeitig zu unterrichten,
 

2.   die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit
den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderen Vorschriften über den Datenschutz und mit den jeweiligen
besonderen Erfordernissen des Datenschutzes vertraut zu machen.
 

(2) Dem Beauftragten für den Datenschutz ist von der verantwortlichen Stelle eine Übersicht über die in § 4e
Satz 1 genannten Angaben sowie über zugriffsberechtigte Personen zur Verfügung zu stellen. Der Beauftragte
für den Datenschutz macht die Angaben nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 8 auf Antrag jedermann in geeigneter Weise
verfügbar.

(2a) Soweit bei einer nichtöffentlichen Stelle keine Verpflichtung zur Bestellung eines Beauftragten für den
Datenschutz besteht, hat der Leiter der nichtöffentlichen Stelle die Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1
und 2 in anderer Weise sicherzustellen.

(3) Auf die in § 6 Abs. 2 Satz 4 genannten Behörden findet Absatz 2 Satz 2 keine Anwendung. Absatz 1 Satz 2
findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der behördliche Beauftragte für den Datenschutz das Benehmen mit
dem Behördenleiter herstellt; bei Unstimmigkeiten zwischen dem behördlichen Beauftragten für den Datenschutz
und dem Behördenleiter entscheidet die oberste Bundesbehörde.

§ 5 Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu
erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit sie bei nicht-öffentlichen
Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

§ 6 Rechte des Betroffenen

(1) Die Rechte des Betroffenen auf Auskunft (§§ 19, 34) und auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung (§§ 20, 35)
können nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2) Sind die Daten des Betroffenen automatisiert in der Weise gespeichert, dass mehrere Stellen
speicherungsberechtigt sind, und ist der Betroffene nicht in der Lage festzustellen, welche Stelle die Daten
gespeichert hat, so kann er sich an jede dieser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vorbringen des
Betroffenen an die Stelle, die die Daten gespeichert hat, weiterzuleiten. Der Betroffene ist über die Weiterleitung
und jene Stelle zu unterrichten. Die in § 19 Abs. 3 genannten Stellen, die Behörden der Staatsanwaltschaft und
der Polizei sowie öffentliche Stellen der Finanzverwaltung, soweit sie personenbezogene Daten in Erfüllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur Überwachung und Prüfung speichern,
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können statt des Betroffenen die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit unterrichten. In diesem Fall richtet sich das weitere Verfahren nach § 19 Abs. 6.

(3) Personenbezogene Daten über die Ausübung eines Rechts des Betroffenen, das sich aus diesem Gesetz oder
aus einer anderen Vorschrift über den Datenschutz ergibt, dürfen nur zur Erfüllung der sich aus der Ausübung
des Rechts ergebenden Pflichten der verantwortlichen Stelle verwendet werden.

§ 6a Automatisierte Einzelentscheidung

(1) Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich
beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten
gestützt werden, die der Bewertung einzelner Persönlichkeitsmerkmale dienen. Eine ausschließlich auf eine
automatisierte Verarbeitung gestützte Entscheidung liegt insbesondere dann vor, wenn keine inhaltliche
Bewertung und darauf gestützte Entscheidung durch eine natürliche Person stattgefunden hat.

(2) Dies gilt nicht, wenn
1.   die Entscheidung im Rahmen des Abschlusses oder der Erfüllung eines Vertragsverhältnisses oder eines

sonstigen Rechtsverhältnisses ergeht und dem Begehren des Betroffenen stattgegeben wurde oder
 

2.   die Wahrung der berechtigten Interessen des Betroffenen durch geeignete Maßnahmen gewährleistet ist und
die verantwortliche Stelle dem Betroffenen die Tatsache des Vorliegens einer Entscheidung im Sinne des
Absatzes 1 mitteilt sowie auf Verlangen die wesentlichen Gründe dieser Entscheidung mitteilt und erläutert.
 

(3) Das Recht des Betroffenen auf Auskunft nach den §§ 19 und 34 erstreckt sich auch auf den logischen Aufbau
der automatisierten Verarbeitung der ihn betreffenden Daten.

§ 6b Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen
Einrichtungen

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie
1.   zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,

 

2.   zur Wahrnehmung des Hausrechts oder
 

3.   zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke
 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und die verantwortliche Stelle sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu
machen.

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Erreichen
des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der
Betroffenen überwiegen. Für einen anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder genutzt werden, soweit
dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten
erforderlich ist.

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese über eine
Verarbeitung oder Nutzung entsprechend den §§ 19a und 33 zu benachrichtigen.

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind
oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 6c Mobile personenbezogene Speicher- und Verarbeitungsmedien

(1) Die Stelle, die ein mobiles personenbezogenes Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgibt oder ein
Verfahren zur automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, das ganz oder teilweise auf einem
solchen Medium abläuft, auf das Medium aufbringt, ändert oder hierzu bereithält, muss den Betroffenen
1.   über ihre Identität und Anschrift,

 

2.   in allgemein verständlicher Form über die Funktionsweise des Mediums einschließlich der Art der zu
verarbeitenden personenbezogenen Daten,
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3.   darüber, wie er seine Rechte nach den §§ 19, 20, 34 und 35 ausüben kann, und
 

4.   über die bei Verlust oder Zerstörung des Mediums zu treffenden Maßnahmen
 

unterrichten, soweit der Betroffene nicht bereits Kenntnis erlangt hat.

(2) Die nach Absatz 1 verpflichtete Stelle hat dafür Sorge zu tragen, dass die zur Wahrnehmung des
Auskunftsrechts erforderlichen Geräte oder Einrichtungen in angemessenem Umfang zum unentgeltlichen
Gebrauch zur Verfügung stehen.

(3) Kommunikationsvorgänge, die auf dem Medium eine Datenverarbeitung auslösen, müssen für den
Betroffenen eindeutig erkennbar sein.

§ 7 Schadensersatz

Fügt eine verantwortliche Stelle dem Betroffenen durch eine nach diesem Gesetz oder nach anderen
Vorschriften über den Datenschutz unzulässige oder unrichtige Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner
personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist sie oder ihr Träger dem Betroffenen zum Schadensersatz
verpflichtet. Die Ersatzpflicht entfällt, soweit die verantwortliche Stelle die nach den Umständen des Falles
gebotene Sorgfalt beachtet hat.

§ 8 Schadensersatz bei automatisierter Datenverarbeitung durch öffentliche Stellen

(1) Fügt eine verantwortliche öffentliche Stelle dem Betroffenen durch eine nach diesem Gesetz oder nach
anderen Vorschriften über den Datenschutz unzulässige oder unrichtige automatisierte Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung seiner personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist ihr Träger dem Betroffenen unabhängig
von einem Verschulden zum Schadensersatz verpflichtet.

(2) Bei einer schweren Verletzung des Persönlichkeitsrechts ist dem Betroffenen der Schaden, der nicht
Vermögensschaden ist, angemessen in Geld zu ersetzen.

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind insgesamt auf einen Betrag von 130.000 Euro begrenzt.
Ist aufgrund desselben Ereignisses an mehrere Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt den
Höchstbetrag von 130.000 Euro übersteigt, so verringern sich die einzelnen Schadensersatzleistungen in dem
Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zu dem Höchstbetrag steht.

(4) Sind bei einer automatisierten Verarbeitung mehrere Stellen speicherungsberechtigt und ist der Geschädigte
nicht in der Lage, die speichernde Stelle festzustellen, so haftet jede dieser Stellen.

(5) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Betroffenen mitgewirkt, gilt § 254 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs.

(6) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

§ 9 Technische und organisatorische Maßnahmen

Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten erheben,
verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich
sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Gesetz
genannten Anforderungen, zu gewährleisten. Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 9a Datenschutzaudit

Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicherheit können Anbieter von
Datenverarbeitungssystemen und -programmen und datenverarbeitende Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie
ihre technischen Einrichtungen durch unabhängige und zugelassene Gutachter prüfen und bewerten lassen
sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen. Die näheren Anforderungen an die Prüfung und Bewertung, das
Verfahren sowie die Auswahl und Zulassung der Gutachter werden durch besonderes Gesetz geregelt.

§ 10 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren
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(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung personenbezogener Daten durch
Abruf ermöglicht, ist zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der
Betroffenen und der Aufgaben oder Geschäftszwecke der beteiligten Stellen angemessen ist. Die Vorschriften
über die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs bleiben unberührt.

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden
kann. Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:
1.   Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,

 

2.   Dritte, an die übermittelt wird,
 

3.   Art der zu übermittelnden Daten,
 

4.   nach § 9 erforderliche technische und organisatorische Maßnahmen.
 

Im öffentlichen Bereich können die erforderlichen Festlegungen auch durch die Fachaufsichtsbehörden getroffen
werden.

(3) Über die Einrichtung von Abrufverfahren ist in Fällen, in denen die in § 12 Abs. 1 genannten Stellen beteiligt
sind, die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit unter Mitteilung der
Festlegungen nach Absatz 2 zu unterrichten. Die Einrichtung von Abrufverfahren, bei denen die in § 6 Abs. 2 und
in § 19 Abs. 3 genannten Stellen beteiligt sind, ist nur zulässig, wenn das für die speichernde und die abrufende
Stelle jeweils zuständige Bundes- oder Landesministerium zugestimmt hat.

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt der Dritte, an den übermittelt wird.
Die speichernde Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. Die speichernde
Stelle hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung personenbezogener Daten zumindest durch geeignete
Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann. Wird ein Gesamtbestand personenbezogener
Daten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Gewährleistung der Feststellung und
Überprüfung nur auf die Zulässigkeit des Abrufes oder der Übermittlung des Gesamtbestandes.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf allgemein zugänglicher Daten. Allgemein zugänglich sind
Daten, die jedermann, sei es ohne oder nach vorheriger Anmeldung, Zulassung oder Entrichtung eines Entgelts,
nutzen kann.

§ 11 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten im Auftrag

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist der
Auftraggeber für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz
verantwortlich. Die in den §§ 6, 7 und 8 genannten Rechte sind ihm gegenüber geltend zu machen.

(2) Der Auftragnehmer ist unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen technischen
und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei
insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:
1.   der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,

 

2.   der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten,
die Art der Daten und der Kreis der Betroffenen,
 

3.   die nach § 9 zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen,
 

4.   die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,
 

5.   die nach Absatz 4 bestehenden Pflichten des Auftragnehmers, insbesondere die von ihm vorzunehmenden
Kontrollen,
 

6.   die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,
 

7.   die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des
Auftragnehmers,
 

8.   mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften
zum Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,
 

9.   der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer vorbehält,
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10.   die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach
Beendigung des Auftrags.
 

Er kann bei öffentlichen Stellen auch durch die Fachaufsichtsbehörde erteilt werden. Der Auftraggeber hat
sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer
getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. Das Ergebnis ist zu dokumentieren.

(3) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen des Auftraggebers erheben, verarbeiten
oder nutzen. Ist er der Ansicht, dass eine Weisung des Auftraggebers gegen dieses Gesetz oder andere
Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat er den Auftraggeber unverzüglich darauf hinzuweisen.

(4) Für den Auftragnehmer gelten neben den §§ 5, 9, 43 Abs. 1 Nr. 2, 10 und 11, Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und Abs. 3
sowie § 44 nur die Vorschriften über die Datenschutzkontrolle oder die Aufsicht, und zwar für
1.   a)   öffentliche Stellen,

 

b)   nicht-öffentliche Stellen, bei denen der öffentlichen Hand die Mehrheit der Anteile gehört oder die
Mehrheit der Stimmen zusteht und der Auftraggeber eine öffentliche Stelle ist,
 

die §§ 18, 24 bis 26 oder die entsprechenden Vorschriften der Datenschutzgesetze der Länder,
 

2.   die übrigen nicht-öffentlichen Stellen, soweit sie personenbezogene Daten im Auftrag als
Dienstleistungsunternehmen geschäftsmäßig erheben, verarbeiten oder nutzen, die §§ 4f, 4g und 38.
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder
von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf
personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden kann.

Zweiter Abschnitt
Datenverarbeitung der öffentlichen Stellen

Erster Unterabschnitt
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
§ 12 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für öffentliche Stellen des Bundes, soweit sie nicht als öffentlich-
rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.

(2) Soweit der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt ist, gelten die §§ 12 bis 16, 19 bis 20 auch für die
öffentlichen Stellen der Länder, soweit sie
1.   Bundesrecht ausführen und nicht als öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen oder

 

2.   als Organe der Rechtspflege tätig werden und es sich nicht um Verwaltungsangelegenheiten handelt.
 

(3) Für Landesbeauftragte für den Datenschutz gilt § 23 Abs. 4 entsprechend.

(4) Werden personenbezogene Daten für frühere, bestehende oder zukünftige Beschäftigungsverhältnisse
erhoben, verarbeitet oder genutzt, gelten § 28 Absatz 2 Nummer 2 und die §§ 32 bis 35 anstelle der §§ 13 bis 16
und 19 bis 20.

§ 13 Datenerhebung

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben der
verantwortlichen Stelle erforderlich ist.

(1a) Werden personenbezogene Daten statt beim Betroffenen bei einer nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so
ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben
hinzuweisen.

(2) Das Erheben besonderer Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) ist nur zulässig, soweit
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1.   eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses zwingend
erfordert,
 

2.   der Betroffene nach Maßgabe des § 4a Abs. 3 eingewilligt hat,
 

3.   dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern der
Betroffene aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, seine Einwilligung zu geben,
 

4.   es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich gemacht hat,
 

5.   dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist,
 

6.   dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Belange des
Gemeinwohls zwingend erforderlich ist,
 

7.   dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung
oder Behandlung oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die Verarbeitung
dieser Daten durch ärztliches Personal oder durch sonstige Personen erfolgt, die einer entsprechenden
Geheimhaltungspflicht unterliegen,
 

8.   dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse
an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss
der Erhebung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann oder
 

9.   dies aus zwingenden Gründen der Verteidigung oder der Erfüllung über- oder zwischenstaatlicher
Verpflichtungen einer öffentlichen Stelle des Bundes auf dem Gebiet der Krisenbewältigung oder
Konfliktverhinderung oder für humanitäre Maßnahmen erforderlich ist.
 

§ 14 Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in
der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und es für die Zwecke erfolgt,
für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke
geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind.

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn
1.   eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

 

2.   der Betroffene eingewilligt hat,
 

3.   offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass
er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern würde,
 

4.   Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit
bestehen,
 

5.   die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei denn,
dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich
überwiegt,
 

6.   es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder
zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist,
 

7.   es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen
oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuchs oder von Erziehungsmaßregeln oder
Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen
erforderlich ist,
 

8.   es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist
oder
 

9.   es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an
der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
 

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts-
und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen
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für die verantwortliche Stelle dient. Das gilt auch für die Verarbeitung oder Nutzung zu Ausbildungs- und
Prüfungszwecken durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des
Betroffenen entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder
zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden,
dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.

(5) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) für
andere Zwecke ist nur zulässig, wenn
1.   die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 oder 9 zulassen würden oder

 

2.   dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das öffentliche Interesse an
der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
 

Bei der Abwägung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen des öffentlichen Interesses das wissenschaftliche Interesse an
dem Forschungsvorhaben besonders zu berücksichtigen.

(6) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) zu
den in § 13 Abs. 2 Nr. 7 genannten Zwecken richtet sich nach den für die in § 13 Abs. 2 Nr. 7 genannten Personen
geltenden Geheimhaltungspflichten.

§ 15 Datenübermittlung an öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn
1.   sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des Dritten, an den die Daten

übermittelt werden, liegenden Aufgaben erforderlich ist und
 

2.   die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 14 zulassen würden.
 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die Verantwortung.
In diesem Fall prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben
des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der
Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 10 Abs. 4 bleibt unberührt.

(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf diese für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den
Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 zulässig.

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften
gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei diesen ausreichende
Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbezogene
Daten des Betroffenen oder eines Dritten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem
Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des
Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist
unzulässig.

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb einer öffentlichen Stelle weitergegeben
werden.

§ 16 Datenübermittlung an nicht-öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an nicht-öffentliche Stellen ist zulässig, wenn
1.   sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und

die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 14 zulassen würden, oder
 

2.   der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu
übermittelnden Daten glaubhaft darlegt und der Betroffene kein schutzwürdiges Interesse an dem
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Ausschluss der Übermittlung hat. Das Übermitteln von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3
Abs. 9) ist abweichend von Satz 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung
nach § 14 Abs. 5 und 6 zulassen würden oder soweit dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung
rechtlicher Ansprüche erforderlich ist.
 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle.

(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 2 unterrichtet die übermittelnde Stelle den Betroffenen
von der Übermittlung seiner Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass er davon auf andere Weise
Kenntnis erlangt, oder wenn die Unterrichtung die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohle des
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde.

(4) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf diese nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen,
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Die übermittelnde Stelle hat ihn darauf hinzuweisen. Eine
Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist zulässig, wenn eine Übermittlung nach Absatz 1 zulässig wäre
und die übermittelnde Stelle zugestimmt hat.

§ 17  

(weggefallen)

§ 18 Durchführung des Datenschutzes in der Bundesverwaltung

(1) Die obersten Bundesbehörden, der Präsident des Bundeseisenbahnvermögens sowie die
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die von der
Bundesregierung oder einer obersten Bundesbehörde lediglich die Rechtsaufsicht ausgeübt wird, haben für
ihren Geschäftsbereich die Ausführung dieses Gesetzes sowie anderer Rechtsvorschriften über den Datenschutz
sicherzustellen. Das Gleiche gilt für die Vorstände der aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost durch
Gesetz hervorgegangenen Unternehmen, solange diesen ein ausschließliches Recht nach dem Postgesetz
zusteht.

(2) Die öffentlichen Stellen führen ein Verzeichnis der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen. Für ihre
automatisierten Verarbeitungen haben sie die Angaben nach § 4e sowie die Rechtsgrundlage der Verarbeitung
schriftlich festzulegen. Bei allgemeinen Verwaltungszwecken dienenden automatisierten Verarbeitungen, bei
welchen das Auskunftsrecht des Betroffenen nicht nach § 19 Abs. 3 oder 4 eingeschränkt wird, kann hiervon
abgesehen werden. Für automatisierte Verarbeitungen, die in gleicher oder ähnlicher Weise mehrfach geführt
werden, können die Festlegungen zusammengefasst werden.

Zweiter Unterabschnitt
Rechte des Betroffenen
§ 19 Auskunft an den Betroffenen

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über
1.   die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten beziehen,

 

2.   die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die die Daten weitergegeben werden, und
 

3.   den Zweck der Speicherung.
 

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet
werden. Sind die personenbezogenen Daten weder automatisiert noch in nicht automatisierten Dateien
gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Daten
ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem vom
Betroffenen geltend gemachten Informationsinteresse steht. Die verantwortliche Stelle bestimmt das Verfahren,
insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten, die nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund
gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen, oder
ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen und eine Auskunftserteilung
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde.
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(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung personenbezogener Daten an
Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, soweit die
Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des Bundesministeriums der Verteidigung, ist sie nur mit
Zustimmung dieser Stellen zulässig.

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit
1.   die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden

Aufgaben gefährden würde,
 

2.   die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle des Bundes oder
eines Landes Nachteile bereiten würde oder
 

3.   die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach,
insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden
müssen
 

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Auskunftserteilung zurücktreten muss.

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Begründung nicht, soweit durch die Mitteilung der
tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung
verfolgte Zweck gefährdet würde. In diesem Fall ist der Betroffene darauf hinzuweisen, dass er sich an die
Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit wenden kann.

(6) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist sie auf sein Verlangen der oder dem Bundesbeauftragten
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit zu erteilen, soweit nicht die jeweils zuständige oberste
Bundesbehörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet
würde. Die Mitteilung der oder des Bundesbeauftragten an den Betroffenen darf keine Rückschlüsse auf den
Erkenntnisstand der verantwortlichen Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft
zustimmt.

(7) Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 19a Benachrichtigung

(1) Werden Daten ohne Kenntnis des Betroffenen erhoben, so ist er von der Speicherung, der Identität der
verantwortlichen Stelle sowie über die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zu
unterrichten. Der Betroffene ist auch über die Empfänger oder Kategorien von Empfängern von Daten zu
unterrichten, soweit er nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss. Sofern eine Übermittlung vorgesehen
ist, hat die Unterrichtung spätestens bei der ersten Übermittlung zu erfolgen.

(2) Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht nicht, wenn
1.   der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Übermittlung erlangt hat,

 

2.   die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder
 

3.   die Speicherung oder Übermittlung der personenbezogenen Daten durch Gesetz ausdrücklich vorgesehen
ist.
 

Die verantwortliche Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer Benachrichtigung nach
Nummer 2 oder 3 abgesehen wird.

(3) § 19 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 20 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; Widerspruchsrecht

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, dass
personenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbeitet noch in nicht automatisierten Dateien gespeichert
sind, unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von dem Betroffenen bestritten, so ist dies in geeigneter Weise
festzuhalten.

(2) Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien gespeichert
sind, sind zu löschen, wenn
1.   ihre Speicherung unzulässig ist oder
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2.   ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht
mehr erforderlich ist.
 

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit
1.   einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

 

2.   Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt würden, oder
 

3.   eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem
Aufwand möglich ist.
 

(4) Personenbezogene Daten, die automatisiert verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien gespeichert
sind, sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestritten wird und sich weder die
Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lässt.

(5) Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine automatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in nicht
automatisierten Dateien erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, soweit der Betroffene dieser bei der
verantwortlichen Stelle widerspricht und eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen
wegen seiner besonderen persönlichen Situation das Interesse der verantwortlichen Stelle an dieser Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift zur Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung verpflichtet.

(6) Personenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbeitet noch in einer nicht automatisierten
Datei gespeichert sind, sind zu sperren, wenn die Behörde im Einzelfall feststellt, dass ohne die Sperrung
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden und die Daten für die Aufgabenerfüllung der
Behörde nicht mehr erforderlich sind.

(7) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur übermittelt oder genutzt werden, wenn
1.   es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im

überwiegenden Interesse der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist
und
 

2.   die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie nicht gesperrt wären.
 

(8) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener Daten sowie der Löschung oder
Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verständigen, denen im Rahmen einer
Datenübermittlung diese Daten zur Speicherung weitergegeben wurden, wenn dies keinen unverhältnismäßigen
Aufwand erfordert und schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen.

(9) § 2 Abs. 1 bis 6, 8 und 9 des Bundesarchivgesetzes ist anzuwenden.

§ 21 Anrufung der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit

Jedermann kann sich an die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner
personenbezogenen Daten durch öffentliche Stellen des Bundes in seinen Rechten verletzt worden zu sein. Für
die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten durch Gerichte des Bundes gilt dies
nur, soweit diese in Verwaltungsangelegenheiten tätig werden.

Dritter Unterabschnitt
Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit
§ 22 Wahl und Unabhängigkeit der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit
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(1) Der Deutsche Bundestag wählt ohne Aussprache auf Vorschlag der Bundesregierung die Bundesbeauftragte
oder den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit mit mehr als der Hälfte der
gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder. Die oder der Bundesbeauftragte muss bei ihrer oder seiner Wahl das 35.
Lebensjahr vollendet haben. Die oder der Gewählte ist von der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten
zu ernennen.

(2) Die oder der Bundesbeauftragte leistet vor der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten folgenden
Eid:
   "Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden

von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe."
 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.

(3) Die Amtszeit der oder des Bundesbeauftragten beträgt fünf Jahre. Einmalige Wiederwahl ist zulässig.

(4) Die oder der Bundesbeauftragte steht nach Maßgabe dieses Gesetzes zum Bund in einem öffentlich-
rechtlichen Amtsverhältnis. Sie oder er ist in Ausübung ihres oder seines Amtes unabhängig und nur dem Gesetz
unterworfen.

(5) Die oder der Bundesbeauftragte ist eine oberste Bundesbehörde. Der Dienstsitz ist Bonn. Die Beamtinnen und
Beamten der oder des Bundesbeauftragten sind Beamtinnen und Beamte des Bundes.

(6) Die Leitende Beamtin oder der Leitende Beamte nimmt die Rechte der oder des Bundesbeauftragten wahr,
wenn die oder der Bundesbeauftragte an der Ausübung ihres oder seines Amtes verhindert ist oder wenn ihr oder
sein Amtsverhältnis endet und sie oder er nicht zur Weiterführung der Geschäfte verpflichtet ist. Absatz 4 Satz 2
ist entsprechend anzuwenden.

§ 23 Rechtsstellung der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit

(1) Das Amtsverhältnis der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
beginnt mit der Aushändigung der Ernennungsurkunde. Es endet
1.   mit Ablauf der Amtszeit,

 

2.   mit der Entlassung.
 

Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident entlässt die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten,
wenn diese oder dieser es verlangt oder auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundestages,
wenn Gründe vorliegen, die bei einer Richterin auf Lebenszeit oder einem Richter auf Lebenszeit die
Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung des Amtsverhältnisses erhält die oder
der Bundesbeauftragte eine von der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten vollzogene Urkunde.
Eine Entlassung wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam. Endet das Amtsverhältnis mit Ablauf der
Amtszeit, ist die oder der Bundesbeauftragte verpflichtet, auf Ersuchen der Präsidentin oder des Präsidenten des
Bundestages die Geschäfte bis zur Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiterzuführen.

(2) Die oder der Bundesbeauftragte darf neben ihrem oder seinem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein
Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf
Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes
oder eines Landes angehören. Sie oder er darf nicht gegen Entgelt außergerichtliche Gutachten abgeben.

(3) Die oder der Bundesbeauftragte hat der Präsidentin oder dem Präsidenten des Bundestages Mitteilung
über Geschenke zu machen, die sie oder er in Bezug auf das Amt erhält. Die Präsidentin oder der Präsident des
Bundestages entscheidet über die Verwendung der Geschenke. Sie oder er kann Verfahrensvorschriften erlassen.

(4) Die oder der Bundesbeauftragte ist berechtigt, über Personen, die ihr oder ihm in ihrer oder seiner
Eigenschaft als Bundesbeauftragte oder Bundesbeauftragter Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese
Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. Dies gilt auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der oder des
Bundesbeauftragten mit der Maßgabe, dass über die Ausübung dieses Rechts die oder der Bundesbeauftragte
entscheidet. Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht der oder des Bundesbeauftragten reicht, darf die Vorlegung
oder Auslieferung von Akten oder anderen Schriftstücken von ihr oder ihm nicht gefordert werden.
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(5) Die oder der Bundesbeauftragte ist, auch nach Beendigung ihres oder seines Amtsverhältnisses, verpflichtet,
über die ihr oder ihm amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung
nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die oder der Bundesbeauftragte entscheidet nach pflichtgemäßem
Ermessen, ob und inwieweit sie oder er über solche Angelegenheiten vor Gericht oder außergerichtlich aussagt
oder Erklärungen abgibt; wenn sie oder er nicht mehr im Amt ist, ist die Genehmigung der oder des amtierenden
Bundesbeauftragten erforderlich. Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen
und bei Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten. Für die
Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten und ihre oder seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelten
die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung
nicht. Satz 5 findet keine Anwendung, soweit die Finanzbehörden die Kenntnis für die Durchführung eines
Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhängenden Steuerverfahrens benötigen,
an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich falsche
Angaben der oder des Auskunftspflichtigen oder der für sie oder ihn tätigen Personen handelt. Stellt die oder der
Bundesbeauftragte einen Datenschutzverstoß fest, ist sie oder er befugt, diesen anzuzeigen und den Betroffenen
hierüber zu informieren.

(6) Die oder der Bundesbeauftragte darf als Zeugin oder Zeuge aussagen, es sei denn, die Aussage würde
1.   dem Wohle des Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten, insbesondere Nachteile für die

Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ihre Beziehungen zu anderen Staaten, oder
 

2.   Grundrechte verletzen.
 

Betrifft die Aussage laufende oder abgeschlossene Vorgänge, die dem Kernbereich exekutiver
Eigenverantwortung der Bundesregierung zuzurechnen sind oder sein könnten, darf die
oder der Bundesbeauftragte nur im Benehmen mit der Bundesregierung aussagen. § 28 des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes bleibt unberührt.

(7) Die oder der Bundesbeauftragte erhält vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das Amtsverhältnis
beginnt, bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis endet, im Falle des Absatzes
1 Satz 6 bis zum Ende des Monats, in dem die Geschäftsführung endet, Amtsbezüge in Höhe der
Besoldungsgruppe B 11 sowie den Familienzuschlag entsprechend Anlage V des Bundesbesoldungsgesetzes.
Das Bundesreisekostengesetz und das Bundesumzugskostengesetz sind entsprechend anzuwenden. Im
Übrigen sind § 12 Abs 6 sowie die §§ 13 bis 20 und 21a Abs. 5 des Bundesministergesetzes mit den Maßgaben
anzuwenden, dass an die Stelle der vierjährigen Amtszeit in § 15 Abs. 1 des Bundesministergesetzes eine
Amtszeit von fünf Jahren tritt. Abweichend von Satz 3 in Verbindung mit den §§ 15 bis 17 und 21a Abs. 5 des
Bundesministergesetzes berechnet sich das Ruhegehalt der oder des Bundesbeauftragten unter Hinzurechnung
der Amtszeit als ruhegehaltsfähige Dienstzeit in entsprechender Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes,
wenn dies günstiger ist und die oder der Bundesbeauftragte sich unmittelbar vor ihrer oder seiner Wahl zur oder
zum Bundesbeauftragten als Beamtin oder Beamter oder als Richterin oder Richter mindestens in dem letzten
gewöhnlich vor Erreichen der Besoldungsgruppe B 11 zu durchlaufenden Amt befunden hat.

(8) Absatz 5 Satz 5 bis 7 gilt entsprechend für die öffentlichen Stellen, die für die Kontrolle der Einhaltung der
Vorschriften über den Datenschutz in den Ländern zuständig sind.

§ 24 Kontrolle durch die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit

(1) Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit kontrolliert bei den
öffentlichen Stellen des Bundes die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über
den Datenschutz.

(2) Die Kontrolle der oder des Bundesbeauftragten erstreckt sich auch auf
1.   von öffentlichen Stellen des Bundes erlangte personenbezogene Daten über den Inhalt und die näheren

Umstände des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs, und
 

2.   personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis, insbesondere dem
Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, unterliegen.
 

Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses des Artikels 10 des Grundgesetzes wird
insoweit eingeschränkt. Personenbezogene Daten, die der Kontrolle durch die Kommission nach § 15 des
Artikel 10-Gesetzes unterliegen, unterliegen nicht der Kontrolle durch die Bundesbeauftragte oder den
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Bundesbeauftragten, es sei denn, die Kommission ersucht die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten,
die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz bei bestimmten Vorgängen oder in bestimmten Bereichen
zu kontrollieren und ausschließlich ihr darüber zu berichten. Der Kontrolle durch die Bundesbeauftragte oder den
Bundesbeauftragten unterliegen auch nicht personenbezogene Daten in Akten über die Sicherheitsüberprüfung,
wenn der Betroffene der Kontrolle der auf ihn bezogenen Daten im Einzelfall gegenüber der oder dem
Bundesbeauftragten widerspricht.

(3) Die Bundesgerichte unterliegen der Kontrolle der oder des Bundesbeauftragten nur, soweit sie in
Verwaltungsangelegenheiten tätig werden.

(4) Die öffentlichen Stellen des Bundes sind verpflichtet, die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten
und ihre oder seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Ihnen ist dabei insbesondere
1.   Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen, insbesondere in die gespeicherten Daten und in

die Datenverarbeitungsprogramme, zu gewähren, die im Zusammenhang mit der Kontrolle nach Absatz 1
stehen,
 

2.   jederzeit Zutritt in alle Diensträume zu gewähren.
 

Die in § 6 Abs. 2 und § 19 Abs. 3 genannten Behörden gewähren die Unterstützung nur der oder dem
Bundesbeauftragten selbst und den von ihr oder ihm schriftlich besonders Beauftragten. Satz 2 gilt für diese
Behörden nicht, soweit die oberste Bundesbehörde im Einzelfall feststellt, dass die Auskunft oder Einsicht die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährden würde.

(5) Die oder der Bundesbeauftragte teilt das Ergebnis ihrer oder seiner Kontrolle der öffentlichen Stelle mit.
Damit kann sie oder er Vorschläge zur Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung von
festgestellten Mängeln bei der Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten, verbinden. § 25 bleibt
unberührt.

(6) Absatz 2 gilt entsprechend für die öffentlichen Stellen, die für die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften
über den Datenschutz in den Ländern zuständig sind.

§ 25 Beanstandungen durch die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit

(1) Stellt die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Verstöße gegen die
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Vorschriften über den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten fest, so beanstandet sie oder er dies
1.   bei der Bundesverwaltung gegenüber der zuständigen obersten Bundesbehörde,

 

2.   beim Bundeseisenbahnvermögen gegenüber dem Präsidenten,
 

3.   bei den aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost durch Gesetz hervorgegangenen Unternehmen,
solange ihnen ein ausschließliches Recht nach dem Postgesetz zusteht, gegenüber deren Vorständen,
 

4.   bei den bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie bei
Vereinigungen solcher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen gegenüber dem Vorstand oder dem sonst
vertretungsberechtigten Organ
 

und fordert zur Stellungnahme innerhalb einer von ihm zu bestimmenden Frist auf. In den Fällen von Satz 1 Nr. 4
unterrichtet die oder der Bundesbeauftragte gleichzeitig die zuständige Aufsichtsbehörde.

(2) Die oder der Bundesbeauftragte kann von einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme der
betroffenen Stelle verzichten, insbesondere wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel
handelt.

(3) Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung der
oder des Bundesbeauftragten getroffen worden sind. Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Stellen leiten der
zuständigen Aufsichtsbehörde gleichzeitig eine Abschrift ihrer Stellungnahme an die Bundesbeauftragte oder den
Bundesbeauftragten zu.

§ 26 Weitere Aufgaben der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit
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(1) Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit erstattet dem Deutschen
Bundestag alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht. Sie oder er unterrichtet den Deutschen Bundestag und die
Öffentlichkeit über wesentliche Entwicklungen des Datenschutzes.

(2) Auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung hat die oder der Bundesbeauftragte
Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstatten. Auf Ersuchen des Deutschen Bundestages, des
Petitionsausschusses, des Innenausschusses oder der Bundesregierung geht die oder der Bundesbeauftragte
ferner Hinweisen auf Angelegenheiten und Vorgänge des Datenschutzes bei den öffentlichen Stellen des Bundes
nach. Die oder der Bundesbeauftragte kann sich jederzeit an den Deutschen Bundestag wenden.

(3) Die oder der Bundesbeauftragte kann der Bundesregierung und den in § 12 Abs. 1 genannten Stellen des
Bundes Empfehlungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben und sie in Fragen des Datenschutzes beraten.
Die in § 25 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Stellen sind durch die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten
zu unterrichten, wenn die Empfehlung oder Beratung sie nicht unmittelbar betrifft.

(4) Die oder der Bundesbeauftragte wirkt auf die Zusammenarbeit mit den öffentlichen Stellen, die für die
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz in den Ländern zuständig sind, sowie mit den
Aufsichtsbehörden nach § 38 hin. § 38 Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

Dritter Abschnitt
Datenverarbeitung nicht-öffentlicher Stellen und öffentlich-
rechtlicher Wettbewerbsunternehmen

Erster Unterabschnitt
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
§ 27 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden Anwendung, soweit personenbezogene Daten unter Einsatz von
Datenverarbeitungsanlagen verarbeitet, genutzt oder dafür erhoben werden oder die Daten in oder aus nicht
automatisierten Dateien verarbeitet, genutzt oder dafür erhoben werden durch
1.   nicht-öffentliche Stellen,

 

2.   a)   öffentliche Stellen des Bundes, soweit sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb
teilnehmen,
 

b)   öffentliche Stellen der Länder, soweit sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb
teilnehmen, Bundesrecht ausführen und der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt ist.
 

 

Dies gilt nicht, wenn die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Daten ausschließlich für persönliche oder
familiäre Tätigkeiten erfolgt. In den Fällen der Nummer 2 Buchstabe a gelten anstelle des § 38 die §§ 18, 21 und
24 bis 26.

(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten nicht für die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten
außerhalb von nicht automatisierten Dateien, soweit es sich nicht um personenbezogene Daten handelt, die
offensichtlich aus einer automatisierten Verarbeitung entnommen worden sind.

§ 28 Datenerhebung und -speicherung für eigene Geschäftszwecke

(1) Das Erheben, Speichern, Verändern oder Übermitteln personenbezogener Daten oder ihre Nutzung als Mittel
für die Erfüllung eigener Geschäftszwecke ist zulässig
1.   wenn es für die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines rechtsgeschäftlichen oder

rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses mit dem Betroffenen erforderlich ist,
 

2.   soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein Grund
zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt, oder
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3.   wenn die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei
denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung
gegenüber dem berechtigten Interesse der verantwortlichen Stelle offensichtlich überwiegt.
 

Bei der Erhebung personenbezogener Daten sind die Zwecke, für die die Daten verarbeitet oder genutzt werden
sollen, konkret festzulegen.

(2) Die Übermittlung oder Nutzung für einen anderen Zweck ist zulässig
1.   unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3,

 

2.   soweit es erforderlich ist,
a)   zur Wahrung berechtigter Interessen eines Dritten oder

 

b)   zur Abwehr von Gefahren für die staatliche oder öffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von
Straftaten
 

und kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem
Ausschluss der Übermittlung oder Nutzung hat, oder
 

3.   wenn es im Interesse einer Forschungseinrichtung zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung
erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das
Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der
Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
 

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten für Zwecke des Adresshandels oder der
Werbung ist zulässig, soweit der Betroffene eingewilligt hat und im Falle einer nicht schriftlich erteilten
Einwilligung die verantwortliche Stelle nach Absatz 3a verfährt. Darüber hinaus ist die Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten zulässig, soweit es sich um listenmäßig oder sonst zusammengefasste
Daten über Angehörige einer Personengruppe handelt, die sich auf die Zugehörigkeit des Betroffenen zu dieser
Personengruppe, seine Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnung, seinen Namen, Titel, akademischen Grad,
seine Anschrift und sein Geburtsjahr beschränken, und die Verarbeitung oder Nutzung erforderlich ist
1.   für Zwecke der Werbung für eigene Angebote der verantwortlichen Stelle, die diese Daten mit Ausnahme der

Angaben zur Gruppenzugehörigkeit beim Betroffenen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder aus allgemein
zugänglichen Adress-, Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbaren Verzeichnissen erhoben hat,
 

2.   für Zwecke der Werbung im Hinblick auf die berufliche Tätigkeit des Betroffenen und unter seiner
beruflichen Anschrift oder
 

3.   für Zwecke der Werbung für Spenden, die nach § 10b Absatz 1 und § 34g des Einkommensteuergesetzes
steuerbegünstigt sind.
 

Für Zwecke nach Satz 2 Nummer 1 darf die verantwortliche Stelle zu den dort genannten Daten weitere Daten
hinzuspeichern. Zusammengefasste personenbezogene Daten nach Satz 2 dürfen auch dann für Zwecke der
Werbung übermittelt werden, wenn die Übermittlung nach Maßgabe des § 34 Absatz 1a Satz 1 gespeichert wird;
in diesem Fall muss die Stelle, die die Daten erstmalig erhoben hat, aus der Werbung eindeutig hervorgehen.
Unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 2 dürfen personenbezogene Daten für Zwecke
der Werbung für fremde Angebote genutzt werden, wenn für den Betroffenen bei der Ansprache zum Zwecke
der Werbung die für die Nutzung der Daten verantwortliche Stelle eindeutig erkennbar ist. Eine Verarbeitung
oder Nutzung nach den Sätzen 2 bis 4 ist nur zulässig, soweit schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht
entgegenstehen. Nach den Sätzen 1, 2 und 4 übermittelte Daten dürfen nur für den Zweck verarbeitet oder
genutzt werden, für den sie übermittelt worden sind.

(3a) Wird die Einwilligung nach § 4a Absatz 1 Satz 3 in anderer Form als der Schriftform erteilt, hat die
verantwortliche Stelle dem Betroffenen den Inhalt der Einwilligung schriftlich zu bestätigen, es sei denn, dass
die Einwilligung elektronisch erklärt wird und die verantwortliche Stelle sicherstellt, dass die Einwilligung
protokolliert wird und der Betroffene deren Inhalt jederzeit abrufen und die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für
die Zukunft widerrufen kann. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden,
ist sie in drucktechnisch deutlicher Gestaltung besonders hervorzuheben.

(3b) Die verantwortliche Stelle darf den Abschluss eines Vertrags nicht von einer Einwilligung des Betroffenen
nach Absatz 3 Satz 1 abhängig machen, wenn dem Betroffenen ein anderer Zugang zu gleichwertigen
vertraglichen Leistungen ohne die Einwilligung nicht oder nicht in zumutbarer Weise möglich ist. Eine unter
solchen Umständen erteilte Einwilligung ist unwirksam.
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(4) Widerspricht der Betroffene bei der verantwortlichen Stelle der Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten
für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung, ist eine Verarbeitung oder Nutzung für
diese Zwecke unzulässig. Der Betroffene ist bei der Ansprache zum Zweck der Werbung oder der Markt-
oder Meinungsforschung und in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auch bei Begründung des
rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses über die verantwortliche Stelle sowie
über das Widerspruchsrecht nach Satz 1 zu unterrichten; soweit der Ansprechende personenbezogene Daten des
Betroffenen nutzt, die bei einer ihm nicht bekannten Stelle gespeichert sind, hat er auch sicherzustellen, dass
der Betroffene Kenntnis über die Herkunft der Daten erhalten kann. Widerspricht der Betroffene bei dem Dritten,
dem die Daten im Rahmen der Zwecke nach Absatz 3 übermittelt worden sind, der Verarbeitung oder Nutzung
für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung, hat dieser die Daten für diese Zwecke zu
sperren. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 darf für den Widerspruch keine strengere Form verlangt
werden als für die Begründung des rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses.

(5) Der Dritte, dem die Daten übermittelt worden sind, darf diese nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen,
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist nicht-
öffentlichen Stellen nur unter den Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 und öffentlichen Stellen nur unter den
Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 erlaubt. Die übermittelnde Stelle hat ihn darauf hinzuweisen.

(6) Das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) für
eigene Geschäftszwecke ist zulässig, soweit nicht der Betroffene nach Maßgabe des § 4a Abs. 3 eingewilligt hat,
wenn
1.   dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern der

Betroffene aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, seine Einwilligung zu geben,
 

2.   es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich gemacht hat,
 

3.   dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegt, oder
 

4.   dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der
Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann.
 

(7) Das Erheben von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) ist ferner zulässig, wenn dies zum
Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung
oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die Verarbeitung dieser Daten durch
ärztliches Personal oder durch sonstige Personen erfolgt, die einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht
unterliegen. Die Verarbeitung und Nutzung von Daten zu den in Satz 1 genannten Zwecken richtet sich nach
den für die in Satz 1 genannten Personen geltenden Geheimhaltungspflichten. Werden zu einem in Satz 1
genannten Zweck Daten über die Gesundheit von Personen durch Angehörige eines anderen als in § 203 Abs. 1
und 3 des Strafgesetzbuchs genannten Berufes, dessen Ausübung die Feststellung, Heilung oder Linderung von
Krankheiten oder die Herstellung oder den Vertrieb von Hilfsmitteln mit sich bringt, erhoben, verarbeitet oder
genutzt, ist dies nur unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen ein Arzt selbst hierzu befugt wäre.

(8) Für einen anderen Zweck dürfen die besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) nur unter den
Voraussetzungen des Absatzes 6 Nr. 1 bis 4 oder des Absatzes 7 Satz 1 übermittelt oder genutzt werden. Eine
Übermittlung oder Nutzung ist auch zulässig, wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für die staatliche
und öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung erforderlich ist.

(9) Organisationen, die politisch, philosophisch, religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtet sind und keinen
Erwerbszweck verfolgen, dürfen besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) erheben, verarbeiten
oder nutzen, soweit dies für die Tätigkeit der Organisation erforderlich ist. Dies gilt nur für personenbezogene
Daten ihrer Mitglieder oder von Personen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßig
Kontakte mit ihr unterhalten. Die Übermittlung dieser personenbezogenen Daten an Personen oder Stellen
außerhalb der Organisation ist nur unter den Voraussetzungen des § 4a Abs. 3 zulässig. Absatz 2 Nummer 2
Buchstabe b gilt entsprechend.

§ 28a Datenübermittlung an Auskunfteien
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(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten über eine Forderung an Auskunfteien ist nur zulässig, soweit
die geschuldete Leistung trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist, die Übermittlung zur Wahrung berechtigter
Interessen der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten erforderlich ist und
1.   die Forderung durch ein rechtskräftiges oder für vorläufig vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt worden ist

oder ein Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegt,
 

2.   die Forderung nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin
bestritten worden ist,
 

3.   der Betroffene die Forderung ausdrücklich anerkannt hat,
 

4.   a)   der Betroffene nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden
ist,
 

b)   zwischen der ersten Mahnung und der Übermittlung mindestens vier Wochen liegen,
 

c)   die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor der Übermittlung der Angaben, jedoch
frühestens bei der ersten Mahnung über die bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat und
 

d)   der Betroffene die Forderung nicht bestritten hat oder
 

 

5.   das der Forderung zugrunde liegende Vertragsverhältnis aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos
gekündigt werden kann und die verantwortliche Stelle den Betroffenen über die bevorstehende Übermittlung
unterrichtet hat.
 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die verantwortliche Stelle selbst die Daten nach § 29 verwendet.

(2) Zur zukünftigen Übermittlung nach § 29 Abs. 2 dürfen Kreditinstitute personenbezogene Daten über die
Begründung, ordnungsgemäße Durchführung und Beendigung eines Vertragsverhältnisses betreffend ein
Bankgeschäft nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 8 oder Nr. 9 des Kreditwesengesetzes an Auskunfteien übermitteln,
es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung gegenüber
dem Interesse der Auskunftei an der Kenntnis der Daten offensichtlich überwiegt. Der Betroffene ist vor
Abschluss des Vertrages hierüber zu unterrichten. Satz 1 gilt nicht für Giroverträge, die die Einrichtung eines
Kontos ohne Überziehungsmöglichkeit zum Gegenstand haben. Zur zukünftigen Übermittlung nach § 29 Abs. 2
ist die Übermittlung von Daten über Verhaltensweisen des Betroffenen, die im Rahmen eines vorvertraglichen
Vertrauensverhältnisses der Herstellung von Markttransparenz dienen, an Auskunfteien auch mit Einwilligung des
Betroffenen unzulässig.

(3) Nachträgliche Änderungen der einer Übermittlung nach Absatz 1 oder Absatz 2 zugrunde liegenden
Tatsachen hat die verantwortliche Stelle der Auskunftei innerhalb von einem Monat nach Kenntniserlangung
mitzuteilen, solange die ursprünglich übermittelten Daten bei der Auskunftei gespeichert sind. Die Auskunftei hat
die übermittelnde Stelle über die Löschung der ursprünglich übermittelten Daten zu unterrichten.

§ 28b Scoring

Zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses
mit dem Betroffenen darf ein Wahrscheinlichkeitswert für ein bestimmtes zukünftiges Verhalten des Betroffenen
erhoben oder verwendet werden, wenn
1.   die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts genutzten Daten unter Zugrundelegung eines

wissenschaftlich anerkannten mathematisch-statistischen Verfahrens nachweisbar für die Berechnung der
Wahrscheinlichkeit des bestimmten Verhaltens erheblich sind,
 

2.   im Fall der Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts durch eine Auskunftei die Voraussetzungen für
eine Übermittlung der genutzten Daten nach § 29 und in allen anderen Fällen die Voraussetzungen einer
zulässigen Nutzung der Daten nach § 28 vorliegen,
 

3.   für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts nicht ausschließlich Anschriftendaten genutzt werden,
 

4.   im Fall der Nutzung von Anschriftendaten der Betroffene vor Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts über
die vorgesehene Nutzung dieser Daten unterrichtet worden ist; die Unterrichtung ist zu dokumentieren.
 

§ 29 Geschäftsmäßige Datenerhebung und -speicherung zum Zweck der Übermittlung
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(1) Das geschäftsmäßige Erheben, Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten zum Zweck
der Übermittlung, insbesondere wenn dies der Werbung, der Tätigkeit von Auskunfteien oder dem Adresshandel
dient, ist zulässig, wenn
1.   kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss

der Erhebung, Speicherung oder Veränderung hat,
 

2.   die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche Stelle
sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss
der Erhebung, Speicherung oder Veränderung offensichtlich überwiegt, oder
 

3.   die Voraussetzungen des § 28a Abs. 1 oder Abs. 2 erfüllt sind; Daten im Sinne von § 28a Abs. 2 Satz 4 dürfen
nicht erhoben oder gespeichert werden.
 

§ 28 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 3b ist anzuwenden.

(2) Die Übermittlung im Rahmen der Zwecke nach Absatz 1 ist zulässig, wenn
1.   der Dritte, dem die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an ihrer Kenntnis glaubhaft

dargelegt hat und
 

2.   kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss
der Übermittlung hat.
 

§ 28 Absatz 3 bis 3b gilt entsprechend. Bei der Übermittlung nach Satz 1 Nr. 1 sind die Gründe für das Vorliegen
eines berechtigten Interesses und die Art und Weise ihrer glaubhaften Darlegung von der übermittelnden Stelle
aufzuzeichnen. Bei der Übermittlung im automatisierten Abrufverfahren obliegt die Aufzeichnungspflicht dem
Dritten, dem die Daten übermittelt werden. Die übermittelnde Stelle hat Stichprobenverfahren nach § 10 Abs. 4
Satz 3 durchzuführen und dabei auch das Vorliegen eines berechtigten Interesses einzelfallbezogen festzustellen
und zu überprüfen.

(3) Die Aufnahme personenbezogener Daten in elektronische oder gedruckte Adress-, Rufnummern-, Branchen-
oder vergleichbare Verzeichnisse hat zu unterbleiben, wenn der entgegenstehende Wille des Betroffenen aus
dem zugrunde liegenden elektronischen oder gedruckten Verzeichnis oder Register ersichtlich ist. Der Empfänger
der Daten hat sicherzustellen, dass Kennzeichnungen aus elektronischen oder gedruckten Verzeichnissen oder
Registern bei der Übernahme in Verzeichnisse oder Register übernommen werden.

(4) Für die Verarbeitung oder Nutzung der übermittelten Daten gilt § 28 Abs. 4 und 5.

(5) § 28 Abs. 6 bis 9 gilt entsprechend.

(6) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit
von Verbrauchern genutzt werden dürfen, zum Zweck der Übermittlung erhebt, speichert oder verändert,
hat Auskunftsverlangen von Darlehensgebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum genauso zu behandeln wie
Auskunftsverlangen inländischer Darlehensgeber.

(7) Wer den Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags oder eines Vertrags über eine entgeltliche
Finanzierungshilfe mit einem Verbraucher infolge einer Auskunft einer Stelle im Sinne des Absatzes 6 ablehnt,
hat den Verbraucher unverzüglich hierüber sowie über die erhaltene Auskunft zu unterrichten. Die Unterrichtung
unterbleibt, soweit hierdurch die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet würde. § 6a bleibt unberührt.

§ 30 Geschäftsmäßige Datenerhebung und -speicherung zum Zweck der Übermittlung
in anonymisierter Form

(1) Werden personenbezogene Daten geschäftsmäßig erhoben und gespeichert, um sie in anonymisierter Form
zu übermitteln, sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können.
Diese Merkmale dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit dies für die Erfüllung des
Zwecks der Speicherung oder zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist.

(2) Die Veränderung personenbezogener Daten ist zulässig, wenn
1.   kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss

der Veränderung hat, oder
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2.   die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche Stelle
sie veröffentlichen dürfte, soweit nicht das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Veränderung offensichtlich überwiegt.
 

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig ist.

(4) § 29 gilt nicht.

(5) § 28 Abs. 6 bis 9 gilt entsprechend.

§ 30a Geschäftsmäßige Datenerhebung und -speicherung für Zwecke der Markt- oder
Meinungsforschung

(1) Das geschäftsmäßige Erheben, Verarbeiten oder Nutzen personenbezogener Daten für Zwecke der Markt-
oder Meinungsforschung ist zulässig, wenn
1.   kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss

der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat, oder
 

2.   die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche
Stelle sie veröffentlichen dürfte und das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung gegenüber dem Interesse der verantwortlichen Stelle nicht
offensichtlich überwiegt.
 

Besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Absatz 9) dürfen nur für ein bestimmtes Forschungsvorhaben
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.

(2) Für Zwecke der Markt- oder Meinungsforschung erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten
dürfen nur für diese Zwecke verarbeitet oder genutzt werden. Daten, die nicht aus allgemein zugänglichen
Quellen entnommen worden sind und die die verantwortliche Stelle auch nicht veröffentlichen darf, dürfen
nur für das Forschungsvorhaben verarbeitet oder genutzt werden, für das sie erhoben worden sind. Für einen
anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder genutzt werden, wenn sie zuvor so anonymisiert werden, dass ein
Personenbezug nicht mehr hergestellt werden kann.

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Zweck des
Forschungsvorhabens, für das die Daten erhoben worden sind, möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale
gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten
oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. Diese Merkmale dürfen mit den Einzelangaben nur
zusammengeführt werden, soweit dies nach dem Zweck des Forschungsvorhabens erforderlich ist.

(4) § 29 gilt nicht.

(5) § 28 Absatz 4 und 6 bis 9 gilt entsprechend.

§ 31 Besondere Zweckbindung

Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen
nur für diese Zwecke verwendet werden.

§ 32 Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung für Zwecke des
Beschäftigungsverhältnisses

(1) Personenbezogene Daten eines Beschäftigten dürfen für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies für die Entscheidung über die Begründung eines
Beschäftigungsverhältnisses oder nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung
oder Beendigung erforderlich ist. Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene Daten eines
Beschäftigten nur dann erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche
Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Betroffene im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen
hat, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse
des Beschäftigten an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung nicht überwiegt, insbesondere
Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.
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(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden,
ohne dass sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus einer nicht automatisierten Datei verarbeitet, genutzt
oder für die Verarbeitung oder Nutzung in einer solchen Datei erhoben werden.

(3) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten bleiben unberührt.

Zweiter Unterabschnitt
Rechte des Betroffenen
§ 33 Benachrichtigung des Betroffenen

(1) Werden erstmals personenbezogene Daten für eigene Zwecke ohne Kenntnis des Betroffenen gespeichert,
ist der Betroffene von der Speicherung, der Art der Daten, der Zweckbestimmung der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung und der Identität der verantwortlichen Stelle zu benachrichtigen. Werden personenbezogene Daten
geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung ohne Kenntnis des Betroffenen gespeichert, ist der Betroffene
von der erstmaligen Übermittlung und der Art der übermittelten Daten zu benachrichtigen. Der Betroffene ist
in den Fällen der Sätze 1 und 2 auch über die Kategorien von Empfängern zu unterrichten, soweit er nach den
Umständen des Einzelfalles nicht mit der Übermittlung an diese rechnen muss.

(2) Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht nicht, wenn
1.   der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Übermittlung erlangt hat,

 

2.   die Daten nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher
Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen oder ausschließlich der Datensicherung oder der
Datenschutzkontrolle dienen und eine Benachrichtigung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern
würde,
 

3.   die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen des überwiegenden
rechtlichen Interesses eines Dritten, geheimgehalten werden müssen,
 

4.   die Speicherung oder Übermittlung durch Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist,
 

5.   die Speicherung oder Übermittlung für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erforderlich ist und eine
Benachrichtigung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde,
 

6.   die zuständige öffentliche Stelle gegenüber der verantwortlichen Stelle festgestellt hat, dass das
Bekanntwerden der Daten die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle des
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde,
 

7.   die Daten für eigene Zwecke gespeichert sind und
a)   aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen sind und eine Benachrichtigung wegen der Vielzahl der

betroffenen Fälle unverhältnismäßig ist, oder
 

b)   die Benachrichtigung die Geschäftszwecke der verantwortlichen Stelle erheblich gefährden würde, es
sei denn, dass das Interesse an der Benachrichtigung die Gefährdung überwiegt,
 

 

8.   die Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung gespeichert sind und
a)   aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen sind, soweit sie sich auf diejenigen Personen beziehen,

die diese Daten veröffentlicht haben, oder
 

b)   es sich um listenmäßig oder sonst zusammengefasste Daten handelt (§ 29 Absatz 2 Satz 2)
 

und eine Benachrichtigung wegen der Vielzahl der betroffenen Fälle unverhältnismäßig ist,
 

9.   aus allgemein zugänglichen Quellen entnommene Daten geschäftsmäßig für Zwecke der Markt- oder
Meinungsforschung gespeichert sind und eine Benachrichtigung wegen der Vielzahl der betroffenen Fälle
unverhältnismäßig ist.
 

Die verantwortliche Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer Benachrichtigung nach
Satz 1 Nr. 2 bis 7 abgesehen wird.

§ 34 Auskunft an den Betroffenen

(1) Die verantwortliche Stelle hat dem Betroffenen auf Verlangen Auskunft zu erteilen über
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1.   die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten beziehen,
 

2.   den Empfänger oder die Kategorien von Empfängern, an die Daten weitergegeben werden, und
 

3.   den Zweck der Speicherung.
 

Der Betroffene soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher
bezeichnen. Werden die personenbezogenen Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung gespeichert,
ist Auskunft über die Herkunft und die Empfänger auch dann zu erteilen, wenn diese Angaben nicht gespeichert
sind. Die Auskunft über die Herkunft und die Empfänger kann verweigert werden, soweit das Interesse an der
Wahrung des Geschäftsgeheimnisses gegenüber dem Informationsinteresse des Betroffenen überwiegt.

(1a) Im Fall des § 28 Absatz 3 Satz 4 hat die übermittelnde Stelle die Herkunft der Daten und den Empfänger für
die Dauer von zwei Jahren nach der Übermittlung zu speichern und dem Betroffenen auf Verlangen Auskunft über
die Herkunft der Daten und den Empfänger zu erteilen. Satz 1 gilt entsprechend für den Empfänger.

(2) Im Fall des § 28b hat die für die Entscheidung verantwortliche Stelle dem Betroffenen auf Verlangen Auskunft
zu erteilen über
1.   die innerhalb der letzten sechs Monate vor dem Zugang des Auskunftsverlangens erhobenen oder erstmalig

gespeicherten Wahrscheinlichkeitswerte,
 

2.   die zur Berechnung der Wahrscheinlichkeitswerte genutzten Datenarten und
 

3.   das Zustandekommen und die Bedeutung der Wahrscheinlichkeitswerte einzelfallbezogen und
nachvollziehbar in allgemein verständlicher Form.
 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die für die Entscheidung verantwortliche Stelle
1.   die zur Berechnung der Wahrscheinlichkeitswerte genutzten Daten ohne Personenbezug speichert, den

Personenbezug aber bei der Berechnung herstellt oder
 

2.   bei einer anderen Stelle gespeicherte Daten nutzt.
 

Hat eine andere als die für die Entscheidung verantwortliche Stelle
1.   den Wahrscheinlichkeitswert oder

 

2.   einen Bestandteil des Wahrscheinlichkeitswerts
 

berechnet, hat sie die insoweit zur Erfüllung der Auskunftsansprüche nach den Sätzen 1 und 2 erforderlichen
Angaben auf Verlangen der für die Entscheidung verantwortlichen Stelle an diese zu übermitteln. Im Fall
des Satzes 3 Nr. 1 hat die für die Entscheidung verantwortliche Stelle den Betroffenen zur Geltendmachung
seiner Auskunftsansprüche unter Angabe des Namens und der Anschrift der anderen Stelle sowie der zur
Bezeichnung des Einzelfalls notwendigen Angaben unverzüglich an diese zu verweisen, soweit sie die Auskunft
nicht selbst erteilt. In diesem Fall hat die andere Stelle, die den Wahrscheinlichkeitswert berechnet hat, die
Auskunftsansprüche nach den Sätzen 1 und 2 gegenüber dem Betroffenen unentgeltlich zu erfüllen. Die Pflicht
der für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts verantwortlichen Stelle nach Satz 3 entfällt, soweit die für
die Entscheidung verantwortliche Stelle von ihrem Recht nach Satz 4 Gebrauch macht.

(3) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten zum Zweck der Übermittlung speichert, hat dem
Betroffenen auf Verlangen Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu erteilen, auch wenn
sie weder automatisiert verarbeitet werden noch in einer nicht automatisierten Datei gespeichert sind. Dem
Betroffenen ist auch Auskunft zu erteilen über Daten, die
1.   gegenwärtig noch keinen Personenbezug aufweisen, bei denen ein solcher aber im Zusammenhang mit der

Auskunftserteilung von der verantwortlichen Stelle hergestellt werden soll,
 

2.   die verantwortliche Stelle nicht speichert, aber zum Zweck der Auskunftserteilung nutzt.
 

Die Auskunft über die Herkunft und die Empfänger kann verweigert werden, soweit das Interesse an der
Wahrung des Geschäftsgeheimnisses gegenüber dem Informationsinteresse des Betroffenen überwiegt.

(4) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten zum Zweck der Übermittlung erhebt, speichert oder
verändert, hat dem Betroffenen auf Verlangen Auskunft zu erteilen über
1.   die innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Zugang des Auskunftsverlangens übermittelten

Wahrscheinlichkeitswerte für ein bestimmtes zukünftiges Verhalten des Betroffenen sowie die Namen und
letztbekannten Anschriften der Dritten, an die die Werte übermittelt worden sind,
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2.   die Wahrscheinlichkeitswerte, die sich zum Zeitpunkt des Auskunftsverlangens nach den von der Stelle zur
Berechnung angewandten Verfahren ergeben,
 

3.   die zur Berechnung der Wahrscheinlichkeitswerte nach den Nummern 1 und 2 genutzten Datenarten sowie
 

4.   das Zustandekommen und die Bedeutung der Wahrscheinlichkeitswerte einzelfallbezogen und
nachvollziehbar in allgemein verständlicher Form.
 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die verantwortliche Stelle
1.   die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts genutzten Daten ohne Personenbezug speichert, den

Personenbezug aber bei der Berechnung herstellt oder
 

2.   bei einer anderen Stelle gespeicherte Daten nutzt.
 

(5) Die nach den Absätzen 1a bis 4 zum Zweck der Auskunftserteilung an den Betroffenen gespeicherten Daten
dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden; für andere Zwecke
sind sie zu sperren.

(6) Die Auskunft ist auf Verlangen in Textform zu erteilen, soweit nicht wegen der besonderen Umstände eine
andere Form der Auskunftserteilung angemessen ist.

(7) Eine Pflicht zur Auskunftserteilung besteht nicht, wenn der Betroffene nach § 33 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 3 und 5
bis 7 nicht zu benachrichtigen ist.

(8) Die Auskunft ist unentgeltlich. Werden die personenbezogenen Daten geschäftsmäßig zum Zweck der
Übermittlung gespeichert, kann der Betroffene einmal je Kalenderjahr eine unentgeltliche Auskunft in
Textform verlangen. Für jede weitere Auskunft kann ein Entgelt verlangt werden, wenn der Betroffene die
Auskunft gegenüber Dritten zu wirtschaftlichen Zwecken nutzen kann. Das Entgelt darf über die durch die
Auskunftserteilung entstandenen unmittelbar zurechenbaren Kosten nicht hinausgehen. Ein Entgelt kann nicht
verlangt werden, wenn
1.   besondere Umstände die Annahme rechtfertigen, dass Daten unrichtig oder unzulässig gespeichert werden,

oder
 

2.   die Auskunft ergibt, dass die Daten nach § 35 Abs. 1 zu berichtigen oder nach § 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 zu
löschen sind.
 

(9) Ist die Auskunftserteilung nicht unentgeltlich, ist dem Betroffenen die Möglichkeit zu geben, sich im Rahmen
seines Auskunftsanspruchs persönlich Kenntnis über die ihn betreffenden Daten zu verschaffen. Er ist hierauf
hinzuweisen.

§ 35 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Geschätzte Daten sind als solche
deutlich zu kennzeichnen.

(2) Personenbezogene Daten können außer in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 und 2 jederzeit gelöscht werden.
Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn
1.   ihre Speicherung unzulässig ist,

 

2.   es sich um Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder
philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit, Sexualleben, strafbare
Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten handelt und ihre Richtigkeit von der verantwortlichen Stelle nicht
bewiesen werden kann,
 

3.   sie für eigene Zwecke verarbeitet werden, sobald ihre Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der Speicherung
nicht mehr erforderlich ist, oder
 

4.   sie geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung verarbeitet werden und eine Prüfung jeweils am Ende des
vierten, soweit es sich um Daten über erledigte Sachverhalte handelt und der Betroffene der Löschung nicht
widerspricht, am Ende des dritten Kalenderjahres beginnend mit dem Kalenderjahr, das der erstmaligen
Speicherung folgt, ergibt, dass eine längerwährende Speicherung nicht erforderlich ist.
 

Personenbezogene Daten, die auf der Grundlage von § 28a Abs. 2 Satz 1 oder § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
gespeichert werden, sind nach Beendigung des Vertrages auch zu löschen, wenn der Betroffene dies verlangt.
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(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit
1.   im Fall des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 3 einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche

Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,
 

2.   Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt würden, oder
 

3.   eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem
Aufwand möglich ist.
 

(4) Personenbezogene Daten sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestritten wird und
sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lässt.

(4a) Die Tatsache der Sperrung darf nicht übermittelt werden.

(5) Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine automatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in nicht
automatisierten Dateien erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, soweit der Betroffene dieser bei der
verantwortlichen Stelle widerspricht und eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen
wegen seiner besonderen persönlichen Situation das Interesse der verantwortlichen Stelle an dieser Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift zur Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung verpflichtet.

(6) Personenbezogene Daten, die unrichtig sind oder deren Richtigkeit bestritten wird, müssen bei der
geschäftsmäßigen Datenspeicherung zum Zweck der Übermittlung außer in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2
nicht berichtigt, gesperrt oder gelöscht werden, wenn sie aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen und
zu Dokumentationszwecken gespeichert sind. Auf Verlangen des Betroffenen ist diesen Daten für die Dauer
der Speicherung seine Gegendarstellung beizufügen. Die Daten dürfen nicht ohne diese Gegendarstellung
übermittelt werden.

(7) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener Daten sowie der Löschung oder
Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verständigen, denen im Rahmen einer
Datenübermittlung diese Daten zur Speicherung weitergegeben wurden, wenn dies keinen unverhältnismäßigen
Aufwand erfordert und schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen.

(8) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur übermittelt oder genutzt werden, wenn
1.   es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im

überwiegenden Interesse der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist
und
 

2.   die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie nicht gesperrt wären.
 

Dritter Unterabschnitt
Aufsichtsbehörde
§§ 36 und 37 (weggefallen)

-

§ 38 Aufsichtsbehörde

(1) Die Aufsichtsbehörde kontrolliert die Ausführung dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften über den
Datenschutz, soweit diese die automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten oder die Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten in oder aus nicht automatisierten Dateien regeln einschließlich des Rechts
der Mitgliedstaaten in den Fällen des § 1 Abs. 5. Sie berät und unterstützt die Beauftragten für den Datenschutz
und die verantwortlichen Stellen mit Rücksicht auf deren typische Bedürfnisse. Die Aufsichtsbehörde darf die
von ihr gespeicherten Daten nur für Zwecke der Aufsicht verarbeiten und nutzen; § 14 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, 6
und 7 gilt entsprechend. Insbesondere darf die Aufsichtsbehörde zum Zweck der Aufsicht Daten an andere
Aufsichtsbehörden übermitteln. Sie leistet den Aufsichtsbehörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union auf Ersuchen ergänzende Hilfe (Amtshilfe). Stellt die Aufsichtsbehörde einen Verstoß gegen dieses
Gesetz oder andere Vorschriften über den Datenschutz fest, so ist sie befugt, die Betroffenen hierüber zu
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unterrichten, den Verstoß bei den für die Verfolgung oder Ahndung zuständigen Stellen anzuzeigen sowie bei
schwerwiegenden Verstößen die Gewerbeaufsichtsbehörde zur Durchführung gewerberechtlicher Maßnahmen zu
unterrichten. Sie veröffentlicht regelmäßig, spätestens alle zwei Jahre, einen Tätigkeitsbericht. § 21 Satz 1 und §
23 Abs. 5 Satz 4 bis 7 gelten entsprechend.

(2) Die Aufsichtsbehörde führt ein Register der nach § 4d meldepflichtigen automatisierten Verarbeitungen mit
den Angaben nach § 4e Satz 1. Das Register kann von jedem eingesehen werden. Das Einsichtsrecht erstreckt
sich nicht auf die Angaben nach § 4e Satz 1 Nr. 9 sowie auf die Angabe der zugriffsberechtigten Personen.

(3) Die der Kontrolle unterliegenden Stellen sowie die mit deren Leitung beauftragten Personen haben der
Aufsichtsbehörde auf Verlangen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte unverzüglich
zu erteilen. Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen
würde. Der Auskunftspflichtige ist darauf hinzuweisen.

(4) Die von der Aufsichtsbehörde mit der Kontrolle beauftragten Personen sind befugt, soweit es zur
Erfüllung der der Aufsichtsbehörde übertragenen Aufgaben erforderlich ist, während der Betriebs- und
Geschäftszeiten Grundstücke und Geschäftsräume der Stelle zu betreten und dort Prüfungen und Besichtigungen
vorzunehmen. Sie können geschäftliche Unterlagen, insbesondere die Übersicht nach § 4g Abs. 2 Satz 1 sowie
die gespeicherten personenbezogenen Daten und die Datenverarbeitungsprogramme, einsehen. § 24 Abs. 6 gilt
entsprechend. Der Auskunftspflichtige hat diese Maßnahmen zu dulden.

(5) Zur Gewährleistung der Einhaltung dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz kann
die Aufsichtsbehörde Maßnahmen zur Beseitigung festgestellter Verstöße bei der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung personenbezogener Daten oder technischer oder organisatorischer Mängel anordnen. Bei
schwerwiegenden Verstößen oder Mängeln, insbesondere solchen, die mit einer besonderen Gefährdung des
Persönlichkeitsrechts verbunden sind, kann sie die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung oder den Einsatz
einzelner Verfahren untersagen, wenn die Verstöße oder Mängel entgegen der Anordnung nach Satz 1 und trotz
der Verhängung eines Zwangsgeldes nicht in angemessener Zeit beseitigt werden. Sie kann die Abberufung des
Beauftragten für den Datenschutz verlangen, wenn er die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde
und Zuverlässigkeit nicht besitzt.

(6) Die Landesregierungen oder die von ihnen ermächtigten Stellen bestimmen die für die Kontrolle der
Durchführung des Datenschutzes im Anwendungsbereich dieses Abschnittes zuständigen Aufsichtsbehörden.

(7) Die Anwendung der Gewerbeordnung auf die den Vorschriften dieses Abschnittes unterliegenden
Gewerbebetriebe bleibt unberührt.

§ 38a Verhaltensregeln zur Förderung der Durchführung datenschutzrechtlicher
Regelungen

(1) Berufsverbände und andere Vereinigungen, die bestimmte Gruppen von verantwortlichen Stellen vertreten,
können Entwürfe für Verhaltensregeln zur Förderung der Durchführung von datenschutzrechtlichen Regelungen
der zuständigen Aufsichtsbehörde unterbreiten.

(2) Die Aufsichtsbehörde überprüft die Vereinbarkeit der ihr unterbreiteten Entwürfe mit dem geltenden
Datenschutzrecht.

Vierter Abschnitt
Sondervorschriften
§ 39 Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, die einem Berufs- oder
besonderen Amtsgeheimnis unterliegen

(1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur
Verschwiegenheit verpflichteten Stelle in Ausübung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfügung gestellt worden
sind, dürfen von der verantwortlichen Stelle nur für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für den sie sie
erhalten hat. In die Übermittlung an eine nicht-öffentliche Stelle muss die zur Verschwiegenheit verpflichtete
Stelle einwilligen.
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(2) Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet oder genutzt werden, wenn die Änderung des
Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist.

§ 40 Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch
Forschungseinrichtungen

(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten dürfen
nur für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung verarbeitet oder genutzt werden.

(2) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist.
Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den
Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweck dies erfordert.

(3) Die wissenschaftliche Forschung betreibenden Stellen dürfen personenbezogene Daten nur veröffentlichen,
wenn
1.   der Betroffene eingewilligt hat oder

 

2.   dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist.
 

§ 41 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die
Medien

(1) Die Länder haben in ihrer Gesetzgebung vorzusehen, dass für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
personenbezogener Daten von Unternehmen und Hilfsunternehmen der Presse ausschließlich zu eigenen
journalistisch-redaktionellen oder literarischen Zwecken den Vorschriften der §§ 5, 9 und 38a entsprechende
Regelungen einschließlich einer hierauf bezogenen Haftungsregelung entsprechend § 7 zur Anwendung kommen.

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
durch die Deutsche Welle zur Veröffentlichung von Gegendarstellungen des Betroffenen, so sind diese
Gegendarstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die
Daten selbst.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung der Deutschen Welle in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt,
so kann er Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde liegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten
verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert werden,
soweit
1.   aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von

Rundfunksendungen berufsmäßig journalistisch mitwirken oder mitgewirkt haben, geschlossen werden kann,
 

2.   aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und
Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann,
 

3.   durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die journalistische Aufgabe der
Deutschen Welle durch Ausforschung des Informationsbestandes beeinträchtigt würde.
 

Der Betroffene kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.

(4) Im Übrigen gelten für die Deutsche Welle von den Vorschriften dieses Gesetzes die §§ 5, 7, 9 und 38a.
Anstelle der §§ 24 bis 26 gilt § 42, auch soweit es sich um Verwaltungsangelegenheiten handelt.

§ 42 Datenschutzbeauftragter der Deutschen Welle

(1) Die Deutsche Welle bestellt einen Beauftragten für den Datenschutz, der an die Stelle der oder des
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit tritt. Die Bestellung erfolgt auf
Vorschlag des Intendanten durch den Verwaltungsrat für die Dauer von vier Jahren, wobei Wiederbestellungen
zulässig sind. Das Amt eines Beauftragten für den Datenschutz kann neben anderen Aufgaben innerhalb der
Rundfunkanstalt wahrgenommen werden.

(2) Der Beauftragte für den Datenschutz kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie
anderer Vorschriften über den Datenschutz. Er ist in Ausübung dieses Amtes unabhängig und nur dem Gesetz
unterworfen. Im Übrigen untersteht er der Dienst- und Rechtsaufsicht des Verwaltungsrates.
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(3) Jedermann kann sich entsprechend § 21 Satz 1 an den Beauftragten für den Datenschutz wenden.

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz erstattet den Organen der Deutschen Welle alle zwei Jahre, erstmals
zum 1. Januar 1994 einen Tätigkeitsbericht. Er erstattet darüber hinaus besondere Berichte auf Beschluss
eines Organes der Deutschen Welle. Die Tätigkeitsberichte übermittelt der Beauftragte auch der oder dem
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit.

(5) Weitere Regelungen entsprechend den §§ 23 bis 26 trifft die Deutsche Welle für ihren Bereich. Die §§ 4f und
4g bleiben unberührt.

§ 42a Informationspflicht bei unrechtmäßiger Kenntniserlangung von Daten

Stellt eine nichtöffentliche Stelle im Sinne des § 2 Absatz 4 oder eine öffentliche Stelle nach § 27 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 fest, dass bei ihr gespeicherte
1.   besondere Arten personenbezogener Daten (§ 3 Absatz 9),

 

2.   personenbezogene Daten, die einem Berufsgeheimnis unterliegen,
 

3.   personenbezogene Daten, die sich auf strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten oder den Verdacht
strafbarer Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten beziehen, oder
 

4.   personenbezogene Daten zu Bank- oder Kreditkartenkonten
 

unrechtmäßig übermittelt oder auf sonstige Weise Dritten unrechtmäßig zur Kenntnis gelangt sind, und drohen
schwerwiegende Beeinträchtigungen für die Rechte oder schutzwürdigen Interessen der Betroffenen, hat sie
dies nach den Sätzen 2 bis 5 unverzüglich der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie den Betroffenen mitzuteilen.
Die Benachrichtigung des Betroffenen muss unverzüglich erfolgen, sobald angemessene Maßnahmen zur
Sicherung der Daten ergriffen worden oder nicht unverzüglich erfolgt sind und die Strafverfolgung nicht mehr
gefährdet wird. Die Benachrichtigung der Betroffenen muss eine Darlegung der Art der unrechtmäßigen
Kenntniserlangung und Empfehlungen für Maßnahmen zur Minderung möglicher nachteiliger Folgen enthalten.
Die Benachrichtigung der zuständigen Aufsichtsbehörde muss zusätzlich eine Darlegung möglicher nachteiliger
Folgen der unrechtmäßigen Kenntniserlangung und der von der Stelle daraufhin ergriffenen Maßnahmen
enthalten. Soweit die Benachrichtigung der Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde,
insbesondere aufgrund der Vielzahl der betroffenen Fälle, tritt an ihre Stelle die Information der Öffentlichkeit
durch Anzeigen, die mindestens eine halbe Seite umfassen, in mindestens zwei bundesweit erscheinenden
Tageszeitungen oder durch eine andere, in ihrer Wirksamkeit hinsichtlich der Information der Betroffenen gleich
geeignete Maßnahme. Eine Benachrichtigung, die der Benachrichtigungspflichtige erteilt hat, darf in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen ihn oder einen in
§ 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen des Benachrichtigungspflichtigen nur mit
Zustimmung des Benachrichtigungspflichtigen verwendet werden.

Fünfter Abschnitt
Schlussvorschriften
§ 43 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.   entgegen § 4d Abs. 1, auch in Verbindung mit § 4e Satz 2, eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht

vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
 

2.   entgegen § 4f Abs. 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit Satz 3 und 6, einen Beauftragten für
den Datenschutz nicht, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bestellt,
 

2a.   entgegen § 10 Absatz 4 Satz 3 nicht gewährleistet, dass die Datenübermittlung festgestellt und überprüft
werden kann,
 

2b.   entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der
vorgeschriebenen Weise erteilt oder entgegen § 11 Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor Beginn der
Datenverarbeitung von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen überzeugt,
 

3.   entgegen § 28 Abs. 4 Satz 2 den Betroffenen nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder
nicht sicherstellt, dass der Betroffene Kenntnis erhalten kann,
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3a.   entgegen § 28 Absatz 4 Satz 4 eine strengere Form verlangt,
 

4.   entgegen § 28 Abs. 5 Satz 2 personenbezogene Daten übermittelt oder nutzt,
 

4a.   entgegen § 28a Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
macht,
 

5.   entgegen § 29 Abs. 2 Satz 3 oder 4 die dort bezeichneten Gründe oder die Art und Weise ihrer glaubhaften
Darlegung nicht aufzeichnet,
 

6.   entgegen § 29 Abs. 3 Satz 1 personenbezogene Daten in elektronische oder gedruckte Adress-,
Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbare Verzeichnisse aufnimmt,
 

7.   entgegen § 29 Abs. 3 Satz 2 die Übernahme von Kennzeichnungen nicht sicherstellt,
 

7a.   entgegen § 29 Abs. 6 ein Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt,
 

7b.   entgegen § 29 Abs. 7 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
unterrichtet,
 

8.   entgegen § 33 Abs. 1 den Betroffenen nicht, nicht richtig oder nicht vollständig benachrichtigt,
 

8a.   entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 3, entgegen § 34 Absatz 1a, entgegen § 34
Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder entgegen § 34 Absatz 2 Satz 5, Absatz 3 Satz 1
oder Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 34 Absatz 1a Daten nicht speichert,
 

8b.   entgegen § 34 Abs. 2 Satz 3 Angaben nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
übermittelt,
 

8c.   entgegen § 34 Abs. 2 Satz 4 den Betroffenen nicht oder nicht rechtzeitig an die andere Stelle verweist,
 

9.   entgegen § 35 Abs. 6 Satz 3 Daten ohne Gegendarstellung übermittelt,
 

10.   entgegen § 38 Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig erteilt oder eine Maßnahme nicht duldet oder
 

11.   einer vollziehbaren Anordnung nach § 38 Abs. 5 Satz 1 zuwiderhandelt.
 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.   unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet,

 

2.   unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels automatisierten
Verfahrens bereithält,
 

3.   unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder einem
anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisierten Dateien verschafft,
 

4.   die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichtige
Angaben erschleicht,
 

5.   entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 1 Satz 1 oder
§ 40 Abs. 1, die übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt,
 

5a.   entgegen § 28 Absatz 3b den Abschluss eines Vertrages von der Einwilligung des Betroffenen abhängig
macht,
 

5b.   entgegen § 28 Absatz 4 Satz 1 Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung
verarbeitet oder nutzt,
 

6.   entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30a Absatz 3 Satz 3 oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort genanntes
Merkmal mit einer Einzelangabe zusammenführt oder
 

7.   entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.
 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den
Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro geahndet werden. Die Geldbuße soll
den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reichen die in
Satz 1 genannten Beträge hierfür nicht aus, so können sie überschritten werden.

§ 44 Strafvorschriften
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(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe bestraft.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene, die verantwortliche Stelle, die
oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit und die Aufsichtsbehörde.

Sechster Abschnitt
Übergangsvorschriften
§ 45 Laufende Verwendungen

Erhebungen, Verarbeitungen oder Nutzungen personenbezogener Daten, die am 23. Mai 2001 bereits begonnen
haben, sind binnen drei Jahren nach diesem Zeitpunkt mit den Vorschriften dieses Gesetzes in Übereinstimmung
zu bringen. Soweit Vorschriften dieses Gesetzes in Rechtsvorschriften außerhalb des Anwendungsbereichs der
Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr zur Anwendung
gelangen, sind Erhebungen, Verarbeitungen oder Nutzungen personenbezogener Daten, die am 23. Mai 2001
bereits begonnen haben, binnen fünf Jahren nach diesem Zeitpunkt mit den Vorschriften dieses Gesetzes in
Übereinstimmung zu bringen.

§ 46 Weitergeltung von Begriffsbestimmungen

(1) Wird in besonderen Rechtsvorschriften des Bundes der Begriff Datei verwendet, ist Datei
1.   eine Sammlung personenbezogener Daten, die durch automatisierte Verfahren nach bestimmten Merkmalen

ausgewertet werden kann (automatisierte Datei), oder
 

2.   jede sonstige Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist und nach bestimmten
Merkmalen geordnet, umgeordnet und ausgewertet werden kann (nicht automatisierte Datei).
 

Nicht hierzu gehören Akten und Aktensammlungen, es sei denn, dass sie durch automatisierte Verfahren
umgeordnet und ausgewertet werden können.

(2) Wird in besonderen Rechtsvorschriften des Bundes der Begriff Akte verwendet, ist Akte jede amtlichen oder
dienstlichen Zwecken dienende Unterlage, die nicht dem Dateibegriff des Absatzes 1 unterfällt; dazu zählen auch
Bild- und Tonträger. Nicht hierunter fallen Vorentwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden
sollen.

(3) Wird in besonderen Rechtsvorschriften des Bundes der Begriff Empfänger verwendet, ist Empfänger jede
Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen Stelle. Empfänger sind nicht der Betroffene sowie Personen
und Stellen, die im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum personenbezogene Daten im Auftrag
erheben, verarbeiten oder nutzen.

§ 47 Übergangsregelung

Für die Verarbeitung und Nutzung vor dem 1. September 2009 erhobener oder gespeicherter Daten ist § 28 in
der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden
1.   für Zwecke der Markt- oder Meinungsforschung bis zum 31. August 2010,

 

2.   für Zwecke der Werbung bis zum 31. August 2012.
 

§ 48 Bericht der Bundesregierung

Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag
1.   bis zum 31. Dezember 2012 über die Auswirkungen der §§ 30a und 42a,

 

2.   bis zum 31. Dezember 2014 über die Auswirkungen der Änderungen der §§ 28 und 29.
 

Sofern sich aus Sicht der Bundesregierung gesetzgeberische Maßnahmen empfehlen, soll der Bericht einen
Vorschlag enthalten.
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Anlage (zu § 9 Satz 1)

(Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2003, 88;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbehördliche oder
innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforderungen des Datenschutzes
gerecht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu treffen, die je nach der Art der zu schützenden
personenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet sind,
1.   Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten verarbeitet oder

genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle),
 

2.   zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden können
(Zugangskontrolle),
 

3.   zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf
die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen können, und dass personenbezogene Daten
bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder
entfernt werden können (Zugriffskontrolle),
 

4.   zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung oder während ihres
Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt
werden können, und dass überprüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung
personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist (Weitergabekontrolle),
 

5.   zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und von wem
personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert oder entfernt worden sind
(Eingabekontrolle),
 

6.   zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den
Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können (Auftragskontrolle),
 

7.   zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind
(Verfügbarkeitskontrolle),
 

8.   zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt verarbeitet werden können.
 

Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere die Verwendung von dem Stand der Technik
entsprechenden Verschlüsselungsverfahren.
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Auszugsweiser Abdruck: 

 
 

Begründung zum Dritten Gesetz zur Änderung  
verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften vom 21. August 2002 

(BT-Drucks. Nr. 14/9418 vom 12. Juni 2002) 
 
 

Zu Artikel 9c (jetzt Artikel 12) (Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes) 
 
Zu Nummer 1 (§ 8) 
 
Die Änderung passt den Verweis auf die die Verjährung betreffenden Vorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs an die sich infolge des Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts vom 
26. November 2001 (BGBl. I S. 3138) ergebende Fassung des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Die 
das Mitverschulden betreffende Verweisung bleibt sachlich unverändert. Der rechtsförmlichen 
Praxis folgend werden beide Verweisungen in eigenen Absätzen formuliert, da sie systematisch 
unabhängig voneinander für die Haftung nach den vorangehenden Absätzen anzuwenden sind. 
 
Zu Nummer 2 (§ 11) 
 
Das Gesetz zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes und anderer Gesetze vom 18. Mai 
2001 hat die Bußgeld- und Strafvorschriften (§§ 43 und 44 BDSG) aufgrund einer Beschlussemp-
fehlung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages (vgl. Drucksache 14/5793, S. 66) neu 
gefasst. 
 
§ 11 Abs. 4 BDSG in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 18. Mai 2001 verweist noch auf 
die Bußgeld- und Strafvorschriften entsprechend der bis Mai 2001 geltenden Vorfassung des Ge-
setzes. Der Verweis ist daher anzupassen. Dies erfolgt mit der Neufassung des einleitenden Satz-
teils von § 11 Abs. 4 BDSG. 
 
Der Verweis auf § 43 Abs. 1 Nr. 1 BDSG (Ahndung eines Verstoßes gegen Meldepflichten) ent-
sprechend § 44 Abs. 1 Nr. 2 der bis Mai 2001 geltenden BDSG-Vorfassung ist nicht zu überneh-
men, da bei der Auftragsdatenverarbeitung im nicht öffentlichen Bereich aufgrund der im Mai 2001 
erfolgten Gesetzesänderung die Meldepflicht entfallen ist. Ein Verstoß gegen die Meldepflicht 
nach den §§ 4d und 4e BDSG, der nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 BDSG sanktioniert werden könnte, ist 
im Rahmen der von § 11 BDSG geregelten Auftragsdatenverarbeitung nicht mehr möglich. 
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Auszugsweiser Abdruck: 
 
 

Begründung des Entwurfs für das Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des 
Bundes (Informationsfreiheitsgesetz - IFG) vom 5. September 2005 

(BT-Drucks. Nr. 15/4493 vom 14. Dezember 2004) 
 
 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 
 
 
Zu § 13 (Änderung anderer Vorschriften) 
 
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 führt in das Bundesdatenschutzgesetz die Amtsbezeichnung des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit ein, eine Folgeänderung zur Aufgabennorm des § 12 
Abs. 1. 
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Auszugsweiser Abdruck: 
 
 

Begründung des Entwurfs für das Erste Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse  
insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft vom 22. August 2006 

(BR-Drucks. Nr. 302/2006 vom 5. Mai 2006) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachfolgend abgedruckt 
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IV. Gesetzgebungskompetenz 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Artikel 1 des vorliegenden Gesetzentwurfes folgt  

als Annex aus der Kompetenz für die geregelten Sachmaterien. Die geänderte Regelung zur 

Verpflichtung, einen Beauftragten für den Datenschutz zu bestellen, erfasst nicht-öffentliche 

Stellen, d.h. grundsätzlich alle privatrechtlichen Organisationsformen (z.B. private 

Unternehmen, Selbständige, Vereine). Betroffene Sachmaterien sind daher vorwiegend das 

Bürgerliche Recht (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG), das Recht der Wirtschaft (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 

11 GG) und das Arbeitsrecht (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 GG). Die Berechtigung des Bundes zur 

Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz für Artikel 1 des vorliegenden Gesetzes ergibt 

sich aus Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz. Eine bundeseinheitliche Regelung der Pflicht zur 

Bestellung eines betrieblichen Beauftragten für den Datenschutz ist zur Wahrung der 

Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet im gesamtstaatlichen Interesse zwingend erforderlich. Eine 

Regelung dieser Materie durch den Landesgesetzgeber würde zu erheblichen Nachteilen für die 

Gesamtwirtschaft führen, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Länder nicht 

hingenommen werden könnten. Insbesondere wäre zu befürchten, dass unterschiedliche 

landesrechtliche Behandlungen gleicher Lebenssachverhalte erhebliche 
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Wettbewerbsverzerrungen und störende Schranken für eine länderübergreifende 

Wirtschaftstätigkeit zur Folge hätten. Die bundeseinheitliche Erhöhung der Personenzahl, die die 

generelle Pflicht zur Bestellung eines Beauftragten für den Datenschutz begründet, führt 

insbesondere zur Entlastung der kleinen und mittelgroßen Unternehmen. Bei gegebenenfalls 

drohenden unterschiedlichen Regelungen durch die Länder bestünde die Gefahr, dass einige 

Unternehmen entlastet, andere Unternehmen (in anderen Ländern) aber weiterhin verpflichtet 

blieben, obwohl sie die gleiche Anzahl von Mitarbeitern mit der automatisierten Verarbeitung 

von personenbezogenen Daten beschäftigen würden. Für die Bestellung eines Beauftragten für 

den Datenschutz hätten letztere einen wettbewerbsverzerrenden Kosten- und Bürokratieaufwand 

zu tragen, den die vergleichbaren Unternehmen nicht zu tragen hätten. 

Zudem können die bestehenden Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes nur durch ein 

Bundesgesetz geändert werden. 
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B. Besonderer Teil 
 

Zu Artikel 1 (Änderung des BDSG) 

 

Zu Nummer 1 (§ 4d Abs. 3 BDSG)) 

Die Änderung von § 4d Abs. 3 BDSG entlastet Unternehmen, die höchstens neun Personen mit 

der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten beschäftigen, von der 

Pflicht, Verfahren automatisierter Verarbeitungen bei der Datenschutz-Aufsichtsbehörde zu 

melden. Wie bisher setzt die Befreiung von dieser Pflicht weiter voraus, dass die verantwortliche 

Stelle personenbezogene Daten für eigene Zwecke erhebt, verarbeitet oder nutzt und entweder 

eine Einwilligung der Betroffenen vorliegt oder die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der 

Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses 

mit dem Betroffenen dient. Die Änderung von § 4d Abs. 3 BDSG erfolgt parallel zu derjenigen 

von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG. Sie ist geboten, weil Unternehmen, die durch die Änderung von § 

4f Abs. 1 Satz 4 BDSG von der Pflicht zur Bestellung eines Beauftragten für den Datenschutz 

entlastet werden, anderenfalls nach § 4d Abs. 1 BDSG ihre Verfahren automatisierter 

Verarbeitungen vor ihrer Inbetriebnahme der zuständigen Aufsichtsbehörde melden müssten. 

Damit ginge ein bürokratischer Aufwand einher, der die durch die Änderung von § 4f Abs. 1 

Satz 4 BDSG erreichte Entlastung zunichte machen würde. 

 

 

Zu Nummer 2 (§ 4f BDSG) 

 

Zu Buchstabe a  (§ 4f Abs. 1 BDSG) 

Zu Doppelbuchstabe aa  

Die bisherige Formulierung „automatisiert erheben, verarbeiten oder nutzen“ wird zur 

Klarstellung durch den in § 3 Abs. 2 Satz 1 BDSG legal definierten Begriff „automatisiert 

verarbeiten“ ersetzt.  

 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Änderung von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG schafft eine Verpflichtung zur Bestellung eines 

Beauftragten für den Datenschutz für alle nicht-öffentlichen Stellen, die in der Regel mehr als 

neun Personen ständig mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten  

beschäftigen.  
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Die Erhöhung der maßgeblichen Personenzahl von vier auf neun schafft einen sachgerechten 

Ausgleich im Spannungsverhältnis zwischen dem Ziel, kleinere Unternehmen zu entlasten, und 

dem Erfordernis, personenbezogene Daten zu schützen. Unternehmen, die weniger als zehn 

Personen mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigen, wickeln 

in der Regel entweder ein im Hinblick auf den Datenschutz eher weniger belastendes 

Massengeschäft ab oder bedienen einen überschaubaren Kundenkreis. Eine Entlastungswirkung 

kann auch für größere Unternehmen eintreten, wenn diese nur in geringem Umfang 

personenbezogene Daten verarbeiten.   

 

Die Neufassung stellt darauf ab, wie viele Personen „in der Regel“ mit der automatisierten 

Verarbeitung personenbezogener Daten „ständig“ beschäftigt werden. Dadurch wird vermieden, 

dass Unternehmen nur deshalb einer anderen Kategorie zugeordnet werden, weil sie die 

maßgebliche Personengrenze für die Verpflichtung zur Bestellung eines Beauftragten für den 

Datenschutz nur kurzzeitig überschreiten. Auch sind Personen, die nur gelegentlich, z. B. als 

Urlaubsvertretung, personenbezogene Daten automatisiert verarbeiten, nicht mitzuzählen. 

 

Das Wort „Arbeitnehmer“ wird durch das Wort „Personen“ ersetzt, da aus 

datenschutzrechtlicher Sicht allein die Anzahl der mit der automatisierten Verarbeitung 

personenbezogener Daten beschäftigten Personen – unabhängig von ihrem arbeitsrechtlichen 

Status als Arbeitnehmer, freie Mitarbeiter oder Auszubildende – entscheidend ist. 

 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Die Änderungen folgen aus den Änderungen in aa) und bb). 

 

Zu Buchstabe b (§ 4f Abs. 2 BDSG) 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Der neue § 4f Abs. 2 Satz 2 BDSG stellt - dem Rechtsgedanken des § 9 Satz 2 BDSG folgend - 

klar, dass sich das Maß der erforderlichen Fachkunde des Beauftragten für den Datenschutz 

insbesondere nach dem Umfang der Datenverarbeitung der verantwortlichen Stelle und dem 

Schutzbedarf der personenbezogenen Daten  bestimmt, die die verantwortliche Stelle erhebt oder 

verwendet. Der Umfang der erforderlichen Fachkunde wird so konkretisiert und begrenzt. Dies 

gilt insbesondere im Hinblick auf den vom Betrieb zu tragenden Schulungsaufwand für die zum 

Beauftragten für den Datenschutz zu bestellende Person. 
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Zu Doppelbuchstaben bb 

Die Änderungen folgen aus den Änderungen in aa) sowie in Buchstabe c). 

 

Zu Buchstabe c (§ 4f Abs. 4a BDSG) 

Der neue § 4f Abs. 4a BDSG schafft die Voraussetzungen dafür, dass Berufsgeheimnisträgern 

ermöglicht werden kann, eine Person außerhalb der verantwortlichen Stelle zum Beauftragten für 

den Datenschutz zu bestellen. Dem Beauftragten für den Datenschutz wird ein 

Zeugnisverweigerungsrecht im Hinblick auf Daten eingeräumt, die der beruflichen 

Geheimhaltungspflicht unterliegen. Gleiches gilt für sein Hilfspersonal. Darüber hinaus schafft 

die Vorschrift ein Beschlagnahmeverbot für Akten und Schriftstücke des Beauftragten für den 

Datenschutz, das so weit reicht wie sein Zeugnisverweigerungsrecht. 

 

 

Zu Nummer 3 (§ 4g Abs. 1 Satz 3 BDSG) 

Der neue § 4g Abs. 1 Satz 3 BDSG vollzieht die Änderung von § 38 Abs. 1 BDSG nach (dazu 

Nr. 4) und stellt klar, dass der Beauftragte für den Datenschutz die Beratung der Datenschutz-

Aufsichtsbehörde in Anspruch nehmen kann. 

 

 

Zu Nummer 4 (§ 38 Abs. 1 Satz 2 BDSG) 

Der neue § 38 Abs. 1 Satz 2 BDSG stellt klar, dass die Datenschutz-Aufsichtsbehörde die 

Beauftragten für den Datenschutz und die verantwortlichen Stellen mit Rücksicht auf deren 

typischen Bedürfnisse berät und unterstützt. Mit ihrem Einblick in sämtliche verantwortliche 

Stellen einer Branche kann die Aufsichtsbehörde typische Datenschutz-Probleme identifizieren 

und durch Beratung und Unterstützung präventiv und konstruktiv tätig werden. So beugt sie 

Datenschutzverstößen vor und leistet einen Beitrag zur Entlastung der verantwortlichen Stellen.   
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Begründung 
 

A. Allgemeiner Teil 
 

I. Ziel des Entwurfs 
 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes 

(BDSG) für die Tätigkeit insbesondere von Auskunfteien der gestiegenen und weiter 

steigenden Bedeutung von Auskunfteien und dem vermehrten Einsatz von Scoring-

verfahren anzupassen. Durch ihn sollen zur Stärkung der Rechte der Betroffenen die 

Transparenz der Verfahren verbessert und mehr Rechtssicherheit sowohl für die Be-

troffenen als auch für die Unternehmen und damit auch bessere Planungsmöglich-

keiten für die Unternehmen geschaffen werden.  

 

Unter einer Auskunftei ist grundsätzlich ein Unternehmen zu verstehen, das unab-

hängig vom Vorliegen einer konkreten Anfrage geschäftsmäßig bonitätsrelevante 

Daten über Unternehmen oder Privatpersonen sammelt, um sie bei Bedarf seinen 

Geschäftspartnern für die Beurteilung der Kreditwürdigkeit der Betroffenen gegen 

Entgelt zugänglich zu machen (Ehmann, in: Simitis, Bundesdatenschutzgesetz, 

6. Aufl., § 29, Rdnr. 73). Aufgrund der immer anonymer werdenden Geschäftswelt 

erlangt die Tätigkeit von Auskunfteien für den Schutz potentieller Kreditgeber vor der 

Vergabe von Krediten an zahlungsunfähige oder -unwillige Schuldner immer größere 

Bedeutung. Z. B. sind - begünstigt durch die Vergleichsmöglichkeiten, die das Inter-

net bietet - immer mehr private Verbraucher nicht mehr langjährige Stammkunden 

bei einem bestimmten Unternehmen, sondern wechseln ihre Geschäftspartner häufig 

und unterhalten vielfach auch zu mehreren Kreditinstituten gleichzeitig Geschäftsbe-

ziehungen. Dies hat zur Folge, dass keines der Kreditinstitute aufgrund seines eige-

nen Datenbestands den vollständigen Überblick über die finanziellen Verhältnisse 

des Verbrauchers hat. Typische Geschäftspartner von Auskunfteien sind z. B. Kredit-

institute, Telekommunikationsdiensteanbieter und Versandhandelsunternehmen. Zu-

nehmend schließen sich aber auch weitere Branchen wie die Wohnungs- oder Versi-

cherungswirtschaft an das Auskunfteiensystem an. 

 

Obwohl auch die Betroffenen von einer Auskunftei Auskunft über die zu ihrer Person 
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gespeicherten Daten verlangen können (sog. Selbstauskunft), hat sich in der Praxis 

gezeigt, dass Betroffene die von einer Auskunftei - ihnen oder ihren potentiellen Ver-

tragspartnern - erteilte Auskunft oftmals nicht nachvollziehen können. Dies liegt an 

den bestehenden intransparenten Verfahrensweisen der Auskunfteien. Mangelnde 

Transparenz besteht insbesondere hinsichtlich der sog. Scoringverfahren. Scoring ist 

ein mathematisch-statistisches Verfahren, mit dem die Wahrscheinlichkeit, mit der 

eine bestimmte Person ein bestimmtes Verhalten zeigen wird, berechnet werden 

kann. Diese Wahrscheinlichkeit wird angegeben durch den so genannten Scorewert. 

Vorwiegend werden Scoringverfahren zur Berechnung der Wahrscheinlichkeit des 

Zahlungsverhaltens und damit zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit einer Person be-

nutzt. Nicht ausreichend transparent für den Betroffenen ist die einem Geschäfts-

partner der Auskunftei erteilte Auskunft insbesondere auch dann, wenn Auskunfteien 

bestimmte Daten nicht mehr selbst in ihrem Datenbestand vorhalten, sondern bei 

Bedarf automatisiert aus fremden Datenbeständen abrufen und nach Übermittlung 

an den Geschäftspartner wieder löschen. Ist dem Betroffenen aber nicht ersichtlich 

aufgrund bzw. mit Hilfe welcher Daten die ihn betreffende Entscheidung zustande 

gekommen ist, kann er weder fehlerhafte Daten korrigieren oder Missverständnisse 

aufklären noch seine Interessen sachgerecht gegenüber dem Sachbearbeiter vertre-

ten. Auch der Sachbearbeiter kann ohne Kenntnis der Einzelheiten keine sachge-

rechte Prüfung durchführen, sondern muss sich auf den berechneten Scorewert ver-

lassen. 

 

Durch eine Erweiterung der Informations- und Auskunftsrechte der Betroffenen in 

bestimmten Fällen wird die Transparenz der von den Auskunfteien praktizierten Ver-

fahren verbessert und den Betroffenen ermöglicht, ihre Rechte effektiver wahrzu-

nehmen. 

 

Gleichzeitig wird durch die Einführung spezifischer Regelungen für bestimmte 

Datenverarbeitungen dem Anliegen der Wirtschaft Rechnung getragen, mehr 

Rechtssicherheit und dadurch verbesserte Planungsmöglichkeiten zu erhalten. 

 

Derzeit führen in der Praxis die mitunter sehr weiten Auslegungs- und Wertungsspiel-

räume im BDSG zu divergierenden Rechtsauffassungen hinsichtlich der Zulässigkeit 

von bestimmten Datenverarbeitungen durch Auskunfteien und deren Geschäftspart-
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ner. So wird z. B. die Frage, unter welchen Voraussetzungen die Geschäftspartner 

der Auskunfteien Angaben über Forderungen in den Datenbestand der Auskunfteien 

einmelden dürfen, unterschiedlich beantwortet.  

 

Zudem erscheint problematisch, dass in der Praxis eine natürliche Person einen 

Bankkredit regelmäßig nicht mehr ohne eine von der Bank angeforderte Bonitätsaus-

kunft einer Auskunftei erhält, wobei in vielen Fällen der Betroffene gleichzeitig eine 

Einwilligungserklärung für bestimmte Datenübermittlungen an diese Auskunftei ab-

zugeben hat. Diese Einwilligung umfasst die Übermittlungen personenbezogener 

Daten über den gewünschten Kreditvertrag zur zukünftigen Auskunftserteilung an 

Dritte, die auf keine gesetzliche Rechtsgrundlage gestützt werden können (z. B. von 

Daten über Betrag und Laufzeit des Kredits). Eine solche datenschutzrechtliche Ein-

willigung ist allerdings nur wirksam, wenn der Betroffene sie freiwillig erteilt. Mangels 

zumutbaren Alternativverhaltens kann es zweifelhaft sein, ob eine solche Einwilli-

gung noch als freiwillig anzusehen ist.  

 

II. Lösung 
 

Die bestehenden Informations- und Auskunftsansprüche der Betroffenen gegenüber 

den datenverarbeitenden Stellen werden erweitert. Es wird ein Auskunftsanspruch 

des Betroffenen hinsichtlich der von einer Auskunftei nicht dauerhaft gespeicherten, 

aber zeitweise genutzten oder an Dritte übermittelten Daten sowie der in Scoringver-

fahren genutzten Datenarten und der mit diesen Verfahren errechneten Scorewerte 

eingeführt. In den Fällen, in denen für eine Entscheidung über die Begründung, 

Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses mit dem Betroffenen ein 

Scorewert verwendet wird, erhält der Betroffene einen entsprechenden Auskunftsan-

spruch grundsätzlich auch gegenüber der entscheidenden Stelle. Verstärkt werden 

die Auskunftsansprüche der Betroffenen durch einen neuen Bußgeldtatbestand für 

das Nichterfüllen der Auskunftsansprüche. Die Betroffenen erhalten zusätzlich ge-

genüber Stellen, die personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Ü-

bermittlung speichern, einen Anspruch auf eine einmal jährliche kostenfreie Selbst-

auskunft in Textform. Entscheidungen, die ausschließlich mit Hilfe automatisierter 

Verarbeitung personenbezogener Daten ergangen sind, müssen in Zukunft begrün-

det werden, sofern der Betroffene dies verlangt. 
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Es werden allgemeine Voraussetzungen für die Durchführung von Scoringverfahren, 

deren Ergebnisse für Entscheidungen über die Begründung, Durchführung oder Be-

endigung eines Vertragsverhältnisses mit dem Betroffenen verwendet werden, einge-

führt. Zudem werden spezielle Erlaubnistatbestände für Übermittlungen bestimmter 

Daten an Auskunfteien geschaffen. Geregelt wird etwa die Übermittlung von Daten 

über Forderungen sowie von Daten über die Begründung, ordnungsgemäße Durch-

führung oder Beendigung von bestimmten Bankgeschäftsverträgen (vgl. § 1 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2, 8 oder 9 Kreditwesengesetz – KWG) zum Zweck der zukünftigen Ü-

bermittlung. Die Übermittlung von Merkmalen, die im Rahmen eines vorvertraglichen 

Vertrauensverhältnisses des Betroffenen mit seinem Geschäftspartner der Herstel-

lung von Markttransparenz dienen, zum Zweck der zukünftigen Übermittlung wird 

verboten. Es erfolgt ferner eine Klarstellung hinsichtlich der Regeln für die bestehen-

den Stichprobenverfahren zum Vorliegen eines berechtigten Interesses des Auskunf-

teikunden beim automatisierten Abruf von Daten aus dem Datenbestand einer Aus-

kunftei. Daneben werden die Regelungen über die Sperrung von Daten präzisiert 

und wird für die bestimmte Datenart der erledigten Forderungen die gesetzlich vor-

gesehene Prüffrist, nach deren Ablauf festgestellt werden muss, ob ein gespeicher-

tes Datum zu löschen ist, von vier auf drei Jahre verkürzt. 

 

Aus Anlass der genannten Änderungen des BDSG werden redaktionelle Änderungen 

einzelner Vorschriften vorgeschlagen. 

 

III. Gesetzgebungskompetenz 
 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für Regelungen des Datenschutzes 

als Annex aus der Kompetenz für die geregelte Sachmaterie. Die Regelungen für die 

Tätigkeit für Auskunfteien und die neu eingeführten Regelungen für Scoringverfahren 

betreffen nicht-öffentliche Stellen, d.h. grundsätzlich alle privatrechtlichen Organisati-

onsformen (z. B. private Unternehmen). Betroffene Sachmaterien sind daher vorwie-

gend das Bürgerliche Recht (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG), das Recht der Wirtschaft 

(Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG) und das Arbeitsrecht (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 GG). Die 

Berechtigung des Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz er-

gibt sich aus Artikel 72 Abs. 2 GG. Eine bundeseinheitliche Regelung für die Tätigkeit 
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von Auskunfteien und die Durchführung von Scoringverfahren durch bundesweit a-

gierende Unternehmen ist zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet im 

gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Eine Regelung dieser Materie durch den 

Landesgesetzgeber würde zu erheblichen Nachteilen für die Gesamtwirtschaft füh-

ren, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Länder nicht hingenommen 

werden können. Insbesondere wäre zu befürchten, dass unterschiedliche landes-

rechtliche Behandlungen gleicher Lebenssachverhalte erhebliche Wettbewerbsver-

zerrungen und störende Schranken für die länderübergreifende Wirtschaftstätigkeit 

zur Folge hätten. Es bestünde die Gefahr, dass die Voraussetzungen für die Zuläs-

sigkeit bestimmter Datenverarbeitungen durch die verschiedenen Landesgesetzge-

ber unterschiedlich festgelegt würden, mit der Folge, dass bundesweit agierende Un-

ternehmen ihre Datenverarbeitungssysteme auf verschiedenste Vorgaben einrichten 

müssten. So müsste z. B. eine bundesweit agierende Auskunftei ihr Datenverarbei-

tungssystem so ausrichten, dass je nach Sitz des anfragenden oder meldenden Un-

ternehmens die datenschutzrechtlichen Vorgaben gewährleistet bleiben. Wirtschaft-

lich rentabel kann dies bei Millionen von Kundenanfragen im Jahr aber nicht mehr 

sein.  

 

IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union 
 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen Vorschriften, durch die Vorgaben der 

Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 

1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten und zum freien Datenverkehr (sog. EG-Datenschutzrichtlinie) umgesetzt wur-

den. Sie sind mit den Vorschriften der EG-Datenschutzrichtlinie vereinbar, da sie die 

allgemeinen Vorgaben der Richtlinie (insbesondere der Artikel 6, 7, 12, 15 und 24) 

konkretisieren, ohne über den durch die Richtlinie festgesetzten Rechtsrahmen hi-

nauszugehen. Im Einzelnen zu den – nicht nur redaktionellen – Änderungen: 

 

Zu Nummer 3 (§ 6 Abs. 3) 

§ 6 Abs. 3 enthält eine Zweckbegrenzung für die Verwendung von personenbezoge-

nen Daten über die Ausübung von Datenschutzrechten durch den Betroffenen. Diese 

Regelung hält sich im Rahmen der Vorgaben der Artikel 5 und 6 EG-

Datenschutzrichtlinie. 
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Zu Nummer 4 (§ 6a) 

Durch die Regelungen in § 6a werden die Vorgaben des Artikels 15 der Richtlinie 

umgesetzt. Nach geltendem § 6a sind Entscheidungen, die für den Betroffenen eine 

rechtliche Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich beeinträchtigen und die sich 

ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten stüt-

zen, verboten, solange nicht eine der Ausnahmen des Absatzes 2 vorliegt. Grundla-

ge dieser Regelung ist Artikel 15 der Richtlinie, wonach die Mitgliedstaaten jeder 

Person das Recht einräumen, keiner für sie rechtliche Folgen nach sich ziehenden 

und keiner sie erheblich beeinträchtigenden Entscheidung unterworfen zu werden, 

die ausschließlich aufgrund einer automatisierten Verarbeitung von Daten zum Zwe-

cke der Bewertung einzelner Aspekte ihrer Person ergeht, solange nicht eine der 

Ausnahmen des Absatzes 2 vorliegt. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 

§ 6a Abs. 1 nunmehr ergänzt werden um einen neuen Satz 2, in dem der Begriff der 

ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung gestützten Entscheidung konkre-

tisiert wird. Danach liegt eine solche Entscheidung insbesondere dann vor, wenn kei-

ne inhaltliche Bewertung und darauf gestützte Entscheidung durch eine natürliche 

Person stattgefunden hat. Hierdurch wird klargestellt, dass die Vorgaben des § 6a 

nicht dadurch umgangen werden können, indem dem automatisierten Datenverarbei-

tungsverfahren noch eine mehr oder minder formale Bearbeitung durch einen Men-

schen nachgeschaltet wird, dieser Mensch aber gar keine Befugnis oder ausreichen-

de Datengrundlage besitzt, um von der automatisierten Entscheidung abweichen zu 

können. Diese Ergänzung entspricht Sinn und Zweck der Regelung in Artikel 15 der 

Richtlinie und hält sich demnach im vorgegebenen europarechtlichen Rahmen.  

 

Zulässig sind Entscheidungen nach § 6a Abs. 1 gemäß Absatz 2 Nr. 2 dann, wenn 

die Wahrung der berechtigten Interessen des Betroffenen durch geeignete Maßnah-

men gewährleistet und dem Betroffenen von der verantwortlichen Stelle die Tatsache 

des Vorliegens einer Entscheidung im Sinne des Absatzes 1 mitgeteilt wird. Entspre-

chend der Vorgaben der Richtlinie (vgl. Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe a) gilt insofern 

als geeignete Maßnahme insbesondere die Möglichkeit des Betroffenen, seinen 

Standpunkt geltend zu machen. Da dies nur möglich ist, sofern dem Betroffenen zu-

mindest die wesentlichen Gründe der Entscheidung bekannt sind, wird die Pflicht zur 

Mitteilung über das Vorliegen einer Entscheidung in § 6a Abs. 2 Nr. 2 ergänzt um die 
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Pflicht, dem Betroffenen auf Verlangen die wesentlichen Gründe der Entscheidung 

mitzuteilen. Auch diese Ergänzung hält sich demnach in dem durch die Regelungen 

der Richtlinie vorgegebenen Rahmen.  

 

Zu Nummer 6 (§§ 28a, 28b) und Nummer 7 (§ 29) 

Die Regelungen in den neuen §§ 28a und 28b sowie die geänderten Regelungen in 

§ 29 legen Zulässigkeitsvoraussetzungen für bestimmte Datenverarbeitungen fest 

und konkretisieren damit den von Artikel 5 und 7 der EG-Datenschutzrichtlinie vorge-

gebenen Rahmen. Nach Artikel 5 bestimmen die Mitgliedstaaten nach Maßgabe des 

folgenden Kapitels die Voraussetzungen näher, unter denen die Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten rechtmäßig ist. Nach Artikel 7 dieses Kapitels sehen die Mit-

gliedstaaten vor, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten lediglich erfolgen 

darf, wenn einer der Tatbestände des Artikels 7 erfüllt ist. So ist z. B. nach Artikel 7 

Buchstabe f Voraussetzung, dass die Verarbeitung erforderlich ist zur Verwirklichung 

des berechtigten Interesses, das von dem für die Verarbeitung Verantwortlichen oder 

von dem bzw. den Dritten wahrgenommen wird, denen die Daten übermittelt werden, 

sofern nicht das Interesse oder die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 

Person überwiegen. § 28a legt Voraussetzungen fest, unter denen nichtöffentliche 

Stellen bestimmte Daten an Auskunfteien übermitteln dürfen. Hinsichtlich der ggf. 

übermittelten Daten wird § 29 Abs. 1 ergänzt um eine entsprechende Speicherer-

laubnis für die Auskunfteien. § 28b bestimmt einheitliche Voraussetzungen für be-

stimmte Datenverwendungen im Zusammenhang mit der Durchführung von Scoring-

verfahren. Die Regelungen insgesamt konkretisieren damit den von Artikel 7 Buch-

stabe f der Richtlinie vorgegebenen Abwägungsrahmen zwischen den berechtigten 

Interessen der verantwortlichen Stelle bzw. eines Dritten und den schutzwürdigen 

Interessen des Betroffenen.  

 

Zu Nummer 8 (§ 34) und Nummer 10 (§ 43) 

Die in § 34 neu eingeführten Auskunftsansprüche konkretisieren insbesondere Artikel 

12 Buchstabe a der Richtlinie, wonach die Mitgliedstaaten jeder betroffenen Person 

u. a. das Recht garantieren, vom für die Verarbeitung Verantwortlichen frei und un-

gehindert in angemessenen Abständen ohne unzumutbare Verzögerung oder über-

mäßige Kosten die Bestätigung, dass es Verarbeitungen sie betreffender Daten gibt, 

die Kategorien der Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, und die Empfänger 
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oder Kategorien der Empfänger, an die die Daten übermittelt werden, zu erhalten - 

sowie eine Mitteilung in verständlicher Form über die Daten, die Gegenstand der 

Verarbeitung sind, und die verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, 

sowie Auskunft über den logischen Aufbau der automatisierten Verarbeitung der sie 

betreffenden Daten. 

 

Die Einführung eines Bußgeldtatbestands (vgl. § 43), um Verstöße gegen diese Aus-

kunftsrechte sanktionieren zu können, sieht Artikel 24 der Richtlinie ausdrücklich vor.  

 

Zu Nummer 9 (§ 35) 

Die Änderungen des § 35, die Aussagen über die Richtigkeit von Daten sowie die 

Löschungs- und Sperrpflichten der verantwortlichen Stelle betreffen, halten sich im 

Rahmen der Vorgaben des Artikels 12 Buchstabe b der Richtlinie, wonach die Mit-

gliedstaaten jeder betroffenen Person das Recht garantieren, vom für die Verarbei-

tung Verantwortlichen je nach Fall die Berichtigung, Löschung oder Sperrung von 

Daten, deren Verarbeitung nicht den Bestimmungen der Richtlinie entspricht, insbe-

sondere wenn diese Daten unvollständig oder unrichtig sind, zu erhalten.  

 

V. Bürokratiekosten 
 

1. Informationspflichten für Unternehmen 

Die Erweiterung bestehender Informations- und Auskunftsrechte der Betroffenen ge-

genüber den datenverarbeitenden Stellen können zusätzliche Kosten für die einzel-

nen Unternehmen zur Folge haben. Die daraus resultierenden Bürokratiekosten 

betragen für alle betroffenen Unternehmen rund 646 700 Euro pro Jahr. Im Einzel-

nen: 

Es werden zwei bestehende Informationspflichten geändert und vier neue eingeführt. 

 

a. Bürokratiekosten geänderter Informationspflichten 

Die nach § 6a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bestehende Pflicht, den Betroffenen über die Tat-

sache des Vorliegens einer Entscheidung nach § 6a Abs. 1 zu informieren, wird da-

durch erweitert, dass neben der Tatsache des Vorliegens einer Entscheidung nach 

§ 6a Abs. 1 auch die wesentlichen Gründe der Entscheidung mitzuteilen sind, sofern 

der Betroffene dies verlangt. Dies ist notwendig, da sich in der Praxis herausgestellt 
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hat, dass Betroffene Entscheidungen ihrer potentiellen Vertragspartner, die wesent-

lich auf automatisierte Vorentscheidungsprozesse wie der Scorewertberechnung ge-

stützt werden, nicht oder nur schwer nachvollziehen können. Den Betroffenen wird 

durch die erweiterte Mitteilungspflicht erleichtert, die Entscheidung nachzuvollziehen 

und ihre Interessen zu vertreten. Der Ex-ante-Schätzung der Bürokratiekosten wurde 

eine Häufigkeit von 100 Fällen pro Jahr zugrunde gelegt. Der Zeitaufwand für die 

Information beträgt insgesamt 1/6 Stunde mit Arbeitskosten in Höhe von 30,20 Eu-

ro/Stunde. Daraus resultieren Kosten in Höhe von insgesamt ca. 500 Euro pro Jahr. 

 

Zudem wird der Umfang der bereits bestehenden Pflicht zur Auskunftserteilung nach 

§ 34 Abs. 1 bis 4 erweitert. Dies ist notwendig, da sich in der Praxis gezeigt hat, dass 

Betroffene die von einer Auskunftei - ihnen oder ihren potentiellen Vertragspartnern - 

erteilte Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten Daten oftmals nicht nach-

vollziehen können. Dies liegt an den bestehenden intransparenten Verfahrensweisen 

der Unternehmen. Durch eine Erweiterung der Auskunftsrechte wird die Transparenz 

der Verfahren erhöht und es den Betroffenen erleichtert, die sie betreffenden Ent-

scheidungen nachzuvollziehen und das Ergebnis von Scoringverfahren zu interpre-

tieren. Der Betroffene soll die Möglichkeit erhalten, seine Rechte sachgerecht auszu-

üben und mögliche Fehler aufzudecken. Daher wird der Auskunftsanspruch gegen-

über Stellen, die für Entscheidungen über die Begründung, Durchführung oder Be-

endigung eines konkreten Vertragsverhältnisses mit dem Betroffenen einen Score-

wert verwenden, grundsätzlich erweitert auf die Angabe des Scorewerts und die ge-

nutzten Datenarten. Von Stellen, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten zum 

Zweck der Übermittlung speichern, kann der Betroffene darüber hinaus Auskunft ver-

langen über die innerhalb der letzten zwölf Monate an Dritte übermittelten Scorewer-

te, Name und letztbekannte Anschrift dieser Dritten, den tagesaktuellen Scorewert 

sowie die zur Berechnung dieser Scorewerte genutzten Datenarten. Ferner werden 

die Auskunftsansprüche erstreckt auf Daten, die von der verantwortlichen Stelle 

selbst nicht gespeichert werden und an ihrem ursprünglichen Speicherort noch kei-

nen Personenbezug aufweisen, deren Personenbezug aber von der verantwortlichen 

Stelle zur Übermittlung an Dritte oder im Rahmen des Scoringverfahrens hergestellt 

wird. Gegenüber der gegenwärtigen Regelung ergibt sich eine zusätzliche Belastung 

in Höhe von 598 800 Euro. Der Ex-ante-Schätzung der Bürokratiekosten wurde eine 

Häufigkeit von 60 000 Auskunftsersuchen pro Jahr zugrunde gelegt. Der Zeitaufwand 
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zur Befolgung der zusätzlichen Pflichten beträgt insgesamt 0,36 Stunden mit Arbeits-

kosten in Höhe von 28,5 bzw. 19,3 Euro/Stunde. Daraus resultieren Kosten in Höhe 

von 9,98 Euro pro Fall. 

 

b. Bürokratiekosten neuer Informationspflichten 

Neu eingeführt werden zwei Informationspflichten in § 28a Abs. 1 Nr. 4 (Buchstabe a 

und c). § 28a Abs. 1 schafft einheitliche Voraussetzungen für die Übermittlung von 

Daten über trotz Fälligkeit nicht beglichene Forderungen an Auskunfteien. Die Rege-

lung soll der Rechtssicherheit dienen, da die Anforderungen an die Zulässigkeit die-

ser Datenverarbeitungen derzeit in der Praxis unterschiedlich beurteilt werden. Nach 

§ 28a Abs. 1 setzt eine zulässige Übermittlung u. a. voraus, dass einer der Tatbe-

stände der Nummern 1 bis 5 erfüllt ist. Zur Erfüllung der Nummer 4 werden Unter-

nehmen u. a. verpflichtet, den Betroffenen nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung 

mindestens zweimal schriftlich zu mahnen (Buchstabe a) und den Betroffenen recht-

zeitig vor der Übermittlung der Angaben, jedoch frühestens bei der ersten Mahnung 

über die bevorstehende Übermittlung zu unterrichten (Buchstabe c). Die zweimalige 

Mahnung des Betroffenen bei Nichterfüllung der geschuldeten Leistung entspricht 

der ohnehin schon bestehenden Praxis der Vertragspartner der Auskunfteien (z. B. 

der Banken bei Nichtzahlung von Kreditraten). Insofern ist der durch die neu einge-

führte Informationspflicht in § 28a Abs. 1 Nr. 4a ggf. entstehende Mehraufwand für 

die Unternehmen zu vernachlässigen. Gleiches gilt für die neu eingeführte Informati-

onspflicht in § 28a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c. Der nach Buchstabe c erforderliche Hin-

weis auf die bevorstehende Übermittlung kann und wird in der Regel auch mit der 

ersten Mahnung verbunden werden, so dass allenfalls vernachlässigbare zusätzliche 

Verwaltungskosten entstehen. 

 

Eine weitere Informationspflicht für Unternehmen wird in § 28a Abs. 2 Satz 2 einge-

führt. § 28a Abs. 2 schafft einen speziellen Erlaubnistatbestand für Übermittlungen 

personenbezogener Daten über die Begründung, ordnungsgemäße Durchführung 

und Beendigung bestimmter Vertragsverhältnisse durch Kreditinstitute an Auskunf-

teien, die bisher auf eine Einwilligung des Betroffenen nach § 4 Abs. 1 gestützt wur-

den. Die Regelung soll mehr Rechtssicherheit schaffen, da es in der derzeitigen Pra-

xis sehr zweifelhaft ist, ob die von den Betroffenen erteilten Einwilligungen noch als 

freiwillig anzusehen sind. Nach § 28a Abs. 2 Satz 2 sind die Unternehmen verpflich-
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tet, den Betroffenen vor Abschluss des Vertrages von der geschaffenen Möglichkeit 

der Datenübermittlung zu unterrichten. Da aber der neue Erlaubnistatbestand an die 

Stelle der Einwilligungserklärung tritt und eine wirksame Einwilligung einen der Un-

terrichtung entsprechenden Hinweis nach § 4a Abs. 1 Satz 2 voraussetzt, entstehen 

für die Unternehmen durch die neue Informationspflicht keine zusätzlichen Verwal-

tungskosten. Im Ergebnis verringert sich die Anzahl der Fälle, in denen eine Hin-

weispflicht nach § 4a Abs. 1 Satz 2 begründet wird. Die Hinweispflicht ergibt sich 

nunmehr direkt aus dem neuen § 28a Abs. 2 Satz 2. An den bestehenden Verwal-

tungskosten ändert sich daher nichts.  

 

Aufgrund der in der Öffentlichkeit diskutierten Bedeutung von Anschriftendaten hin-

sichtlich der Bewertung der Bonität der Betroffenen wird eine Unterrichtungspflicht 

der verantwortlichen Stelle gegenüber dem Betroffenen bei Nutzung dieser Daten in 

Scoringverfahren eingeführt, sofern der durch dieses Verfahren berechnete Score-

wert für eine Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung 

eines Vertragsverhältnisses mit dem Betroffenen verwendet wird (§ 28b Nr. 3). Da-

durch soll zusätzliche Transparenz geschaffen werden. Der Ex-ante-Schätzung der 

Bürokratiekosten wurde eine Häufigkeit von 30 000 pro Jahr zugrunde gelegt. Der 

Zeitaufwand zur Befolgung der Informationspflicht beträgt insgesamt 0,06 Stunden 

mit Arbeitskosten in Höhe von 28,5 bzw. 19,3 Euro/Stunde. Daraus resultieren Kos-

ten in Höhe von 1,58 Euro pro Fall und insgesamt in Höhe von 47 400 Euro pro Jahr. 

 

2. Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger wird eine neue Informationspflicht eingeführt. § 6a 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 begründet die Pflicht der verantwortlichen Stelle, dem Betroffe-

nen auf Verlangen die wesentlichen Gründe einer Entscheidung nach § 6a Abs. 1 

mitzuteilen. Damit enthält § 6a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 den Antrag des Betroffenen, von 

der verantwortlichen Stelle Auskunft über die wesentlichen Gründe der Entscheidung 

zu erhalten.  

 

VI. Sonstige Kosten 
 

Zusätzliche Kosten für Bürgerinnen und Bürger sind nicht zu erwarten. Zusätzliche 

Kosten für die Verwaltung entstehen nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
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allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 

erwarten. 

 

VII. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 
 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten. 
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B. Besonderer Teil 
 

Zu Artikel 1 
  

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 

Die Inhaltsübersicht ist an die nachfolgend begründeten Gesetzesänderungen anzu-

passen. 

 

Zu Nummer 2 (§ 4d Abs. 3) 

Die Änderung ist eine Klarstellung. Durch sie wird § 4d Abs. 3 sprachlich an § 4f Abs. 

1 Satz 4 angeglichen. 

 

Zu Nummer 3 (§ 6 Abs. 3) 

Absatz 3 bestimmt, dass personenbezogene Daten über die Ausübung eines Rechts 

nach den Datenschutzvorschriften durch den Betroffenen nur zur Erfüllung der sich 

aus der Ausübung des Rechts ergebenden Pflichten der verantwortlichen Stelle ver-

wendet werden darf. Ein Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Transparenz der von den 

Auskunfteien durchgeführten Verfahren durch eine Erweiterung der Auskunftsrechte 

der Betroffenen zu erhöhen. Hierfür ist notwendig, dass der Betroffene durch die 

Ausübung seiner Datenschutzrechte (z. B. Auskunfts- und Informationsrechte) kei-

nen Nachteil erleidet und auch nicht befürchten muss, einen Nachteil zu erleiden. 

Sieht der Betroffene nämlich die Gefahr, dass die Ausübung seiner Auskunftsrechte 

sich nachteilig z. B. auf die Bewertung seiner Bonität auswirken könnte, könnte dies 

den Betroffenen abhalten, von seinen Transparenz fördernden Auskunftsrechten 

Gebrauch zu machen.  

 

Zu Nummer 4 (§ 6a) 

Nach § 6a Abs. 1 sind bestimmte Entscheidungen, die sich ausschließlich auf eine 

automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten stützen, verboten, solange 

nicht eine der Ausnahmen des Absatzes 2 vorliegt. Der neue Absatz 1 Satz 2 kon-

kretisiert nun den Begriff der ausschließlich automatisierten Verarbeitung in dem 

Sinn, dass eine ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung gestützte Ent-

scheidung insbesondere dann vorliegt, wenn keine inhaltliche Bewertung und darauf 

gestützte Entscheidung durch eine natürliche Person stattgefunden hat. Hierdurch 
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wird klargestellt, dass die Vorgaben des § 6a nicht dadurch umgangen werden kön-

nen, indem dem automatisierten Datenverarbeitungsverfahren, auf das sich die Ent-

scheidung im Sinne des § 6a Abs. 1 stützt, noch eine mehr oder minder formale Be-

arbeitung durch einen Menschen nachgeschaltet wird, dieser Mensch aber gar keine 

Befugnis oder ausreichende Datengrundlage besitzt, um von der automatisierten 

Entscheidung abweichen zu können. Die Ergänzung soll verdeutlichen, dass § 6a 

alle Entscheidungen erfasst, deren bestimmende Motive durch automatisierte Vor-

gänge vorgegeben werden. Die Vorschrift greift nicht nur dann ein, wenn die automa-

tisierten Vorgänge die Entscheidung unumstößlich vorgeben, sie erfasst auch alle die 

Fälle, in denen das automatisierte Verfahren die Entscheidung wesentlich vorbereitet 

und damit mitbestimmt hat, ohne dass eine natürliche Person die Entscheidung ü-

berprüft hat. Sinn und Zweck der Regelung ist der Schutz des Betroffenen vor com-

putergestützten Entscheidungen, denen der Betroffene ausgeliefert zu sein scheint, 

da ihm keine Möglichkeit gegeben wird, seinen Standpunkt gegenüber einem Men-

schen darzulegen und die computergestützte Entscheidung durch diesen Menschen 

überprüfen zu lassen. Aus diesem Grund sind die erfassten Entscheidungen auch 

nicht generell verboten. Vielmehr sind sie zulässig, sofern bestimmte Informations-

pflichten gegenüber dem Betroffenen erfüllt und dem Betroffenen bestimmte Über-

prüfungsmöglichkeiten eingeräumt werden.  

 

Zulässig sind solche Entscheidungen nach Absatz 2 Nr. 2 aktueller Fassung dann, 

wenn bestimmte Informationspflichten gegenüber dem Betroffenen erfüllt werden. 

Zusätzlich zu diesen Informationspflichten wird eine Pflicht zur Begründung der kon-

kreten Entscheidung auf Nachfrage des Betroffenen eingeführt. Dem Betroffenen 

sind auf Verlangen die wesentlichen Gründe der Entscheidung, insbesondere auch 

die wesentlichen personenbezogenen Daten, aus denen sich die Entscheidung ablei-

tet, mitzuteilen. Beruht die Entscheidung auf einem Scorewert, kann die Begründung 

im Einzelfall der Auskunft nach § 34 Abs. 2 oder Abs. 4 über die für den errechneten 

Wahrscheinlichkeitswert im konkreten Fall genutzten Datenarten entsprechen. Ent-

scheidend ist hierbei nicht, dass dem Betroffenen die Funktionsweise des automati-

sierten Verfahrens oder gar mathematische Formeln offen gelegt werden, entschei-

dend ist vielmehr, dass dem Betroffenen verdeutlicht wird, was in seinem Fall aus-

schlaggebend für die ihn betreffende Entscheidung war. Dies gilt auch für den Fall, 

dass die Entscheidung auf anderen Gründen beruht, etwa gesetzlichen Regelungen 
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(z. B. mangelnder Geschäftsfähigkeit) oder geschäftspolitischen Entscheidungen 

(z. B. Kredite nur an Verbraucher zu vergeben). Dem Betroffenen soll bei einer für 

ihn ungünstigen Entscheidung erklärt werden, was letztlich zu dieser Ablehnung ge-

führt hat, „woran es gelegen hat“. Dadurch wird es ihm erleichtert, eine Entscheidung 

seines potentiellen Vertragspartners, die wesentlich auf automatisierte Vorentschei-

dungsprozesse wie der Scorewertberechnung gestützt wird, nachzuvollziehen. Dem 

Betroffenen wird dadurch ermöglicht, ggf. mit einem zuständigen Sachbearbeiter in 

Kontakt zu treten und ihre Interessen zu vertreten. Die Vertragsfreiheit der Vertrags-

partner bleibt wie bisher von der Regelung unberührt. Die verantwortliche Stelle ist 

nach § 6a Abs. 2 Satz 3 weiterhin nur verpflichtet, ihre Entscheidung erneut zu prü-

fen. Ein Kontrahierungszwang wird nicht begründet.  

 

Zu Nummer 5 (§ 26 Abs. 4) 

§ 26 Abs. 4 Satz 2 wird redaktionell geändert. Aufgrund der Einführung eines neuen 

§ 38 Abs. 1 Satz 2 im Jahr 2006 geht die damals versehentlich nicht angepasste 

Verweisung in § 26 Abs. 4 auf § 38 Abs. 1 Satz 3 und 4 fehl.  

 

Zu Nummer 6 (§§ 28a, 28b) 

Zu § 28a 

In § 28a werden spezielle Erlaubnistatbestände für die Übermittlung bestimmter Da-

ten an Auskunfteien zum Zweck der Auskunftserteilung an Dritte eingeführt. 

 

Zu Absatz 1 

Die vorgeschlagene Regelung in Absatz 1 schafft einheitliche Voraussetzungen für 

die Übermittlung von Daten über Forderungen an Auskunfteien, soweit die geschul-

dete Leistung trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist. Die Anforderungen an die Zu-

lässigkeit dieser Datenverarbeitungen werden derzeit in der Praxis unterschiedlich 

beurteilt. Die neue Regelung soll insofern Rechtssicherheit schaffen. Grundlegende 

Voraussetzung einer zulässigen Übermittlung ist zunächst, dass die Übermittlung der 

Daten erforderlich ist, um berechtigte Interessen der verantwortlichen Stelle oder ei-

nes Dritten zu wahren. Die nach geltender Rechtslage zusätzlich vorzunehmende 

Abwägung dieser Interessen mit den schutzwürdigen Interessen des Betroffenen an 

dem Ausschluss der Übermittlung wird durch die Prüfung der Voraussetzungen der 

Nummern 1 bis 5 ersetzt.  
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Zusätzliche Voraussetzung für die Übermittlung von Angaben über eine Forderung 

ist nach den Nummern 1 bzw. 2, dass die Forderung durch ein rechtskräftiges oder 

für vorläufig vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt worden ist oder ein Schuldtitel 

nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegt (Nummer 1) bzw. die Forderung nach 

§ 178 der Insolvenzordnung festgestellt und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin 

bestritten worden ist (Nummer 2). In diesen Fällen treten die schutzwürdigen Interes-

sen des Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung zurück, sofern der Betrof-

fene die Forderung trotz Wissens um ihr Bestehen und berechtigtes Geltendmachen 

durch den Gläubiger nicht begleicht. Ist der Betroffene aufgrund Zahlungsunfähigkeit 

gar nicht in der Lage die Forderung auszugleichen, wären zwei Mahnungen, wie sie 

in den Fällen der Nummer 4 gefordert werden, an den Betroffenen zudem nicht Ziel 

führend.  

 

Gleiches gilt auch für die Fälle, in denen der Betroffene die Forderung ausdrücklich 

anerkannt hat (Nummer 3), sie aber trotzdem - ohne rechtliche Gründe - nicht be-

gleicht. Hierunter fallen allerdings nicht die Fälle, in denen der Schuldner die Forde-

rung zwar anerkannt hat, sie aber nicht begleicht, weil er z. B. gegen sie aufrechnen 

kann. In den Fällen, in denen der Schuldner Einwände oder Einreden gegen die For-

derung geltend machen kann, ist das nach § 28a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz er-

forderliche berechtigte Interesse des Gläubigers an der Übermittlung der Angaben 

über die Forderung nicht gegeben. 

 

Anders dagegen die Situation bei Vorliegen einer nicht rechtskräftig festgestellten 

und nicht ausdrücklich durch den Betroffenen anerkannten Forderung. In diesen Fäl-

len sollen die unter Nummer 4 vorgesehenen Voraussetzungen sicherstellen, dass 

der Betroffene vor der Meldung der Forderung an eine Auskunftei ausreichende Ge-

legenheit erhält, die Forderung zu begleichen oder das Bestehen der Forderung zu 

bestreiten. In diesen Fällen muss der Betroffene nach Eintritt der Fälligkeit der Forde-

rung mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden sein und es müssen zwischen 

der ersten Mahnung und der Meldung mindestens vier Wochen liegen. Dadurch soll 

vermieden werden, dass in den Datenbestand einer Auskunftei insofern „falsche“ 

Daten eingemeldet werden, als dass die eingemeldete Forderung weder aufgrund 

der Zahlungsunfähigkeit noch der Zahlungsunwilligkeit des Betroffenen nicht begli-
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chen wurde, sondern z. B. lediglich aufgrund von Unachtsamkeit oder Unkenntnis 

der Forderung in Folge mehrwöchiger Abwesenheit des Betroffenen. Insofern stehen 

die vorgeschlagenen Regelungen auch nicht im Widerspruch zu den Verzugsrege-

lungen in § 286 BGB. Ziel dieser Verzugsregeln ist, dass dem Gläubiger kein finan-

zieller Nachteil dadurch entstehen soll, dass der Schuldner eine offene Forderung 

nicht fristgerecht beglichen hat. Unabhängig von dem Grund des Verzugs (z. B. ur-

laubsbedingte Abwesenheit des Schuldners) muss der Schuldner eine Geldschuld 

grundsätzlich verzinsen und etwaige durch den Verzug eingetretene Schäden des 

Gläubigers ausgleichen. Der Verzug ist aber kein Indiz für die Zahlungsunfähigkeit 

oder -unwilligkeit des Schuldners, die aus datenschutzrechtlicher Sicht Vorausset-

zung für die Zulässigkeit der Meldung der offenen Forderung an eine Auskunftei ist. 

Weitere Voraussetzung für die Meldung einer nicht rechtskräftig festgestellten Forde-

rung in den Datenbestand einer Auskunftei ist nach der vorgeschlagenen Regelung, 

dass die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor der Übermittlung der 

Angaben über die bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat. Rechtzeitig ist die 

Unterrichtung nur, wenn dem Betroffenen noch die Möglichkeit verbleibt, in zumutba-

rer Weise die Forderung zu begleichen oder ihr Bestehen zu bestreiten. Entschei-

dend ist dies insbesondere in den Fällen, in denen der Betroffene eine Forderung 

bewusst nicht erfüllt, da er diese für unbegründet hält, oder der Betroffene nicht er-

reichbar ist und keine Kenntnis von der offenen Forderung erlangt. Diese Pflicht, den 

Betroffenen auf die - rechtlich zulässigen - Folgen seines Verhaltens hinzuweisen, 

erhält insbesondere in den Fällen Bedeutung, in denen der Betroffene bisher nicht 

auf die erhobene Forderung reagiert und sich verschwiegen hat, weil er die Forde-

rung für unbegründet hält. § 4 Abs. 3, der bestimmte Unterrichtungspflichten der ver-

antwortlichen Stelle gegenüber dem Betroffenen festlegt, bleibt von der Regelung 

unberührt. Schließlich setzt eine zulässige Übermittlung nach Nummer 4 voraus, 

dass die Forderung nicht vom Betroffenen bestritten wird. Durch die neue Regelung 

soll nicht von der bisherigen, sich in der Praxis herausgebildeten rechtlichen Beurtei-

lung, dass ein treuwidriges Bestreiten einer Forderung durch den Betroffenen einer 

Übermittlung an eine Auskunftei nicht entgegensteht, abgewichen werden. 

 

In den Fällen der Nummer 5 soll die Übermittlung auch ohne das Vorliegen der unter 

Nummer 4 genannten Voraussetzungen zulässig sein, da der Betroffene insofern 

nicht schutzwürdig ist und die Erfüllung aller Voraussetzungen der Nummer 4 durch 
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die verantwortliche Stelle einen ungerechtfertigten bürokratischen Aufwand erzeugen 

würde. Nummer 5 erfasst die Fälle, in denen objektiv die Voraussetzungen vorliegen, 

nach denen das der Forderung zugrunde liegende Vertragsverhältnis vom Vertrags-

partner des Betroffenen aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos gekündigt wer-

den kann. Da in diesen Fällen bereits eine erhebliche Vertragsstörung im Verantwor-

tungsbereich des Betroffenen vorliegt, tritt sein schutzwürdiges Interesse an dem 

Ausschluss der Übermittlung der Angaben über die entsprechende Forderung hinter 

das berechtigte Interesse der Unternehmen an der Übermittlung der Angaben an 

eine Auskunftei zurück. Voraussetzung ist allerdings, dass die verantwortliche Stelle 

den Betroffenen über die bevorstehende Übermittlung unterrichtet hat. 

 

Zu Absatz 2 

§ 28a Abs. 2 Satz 1 ist ein spezieller Erlaubnistatbestand für bestimmte Übermittlun-

gen personenbezogener Daten über die Begründung, ordnungsgemäße Durchfüh-

rung und Beendigung eines Vertrages im Rahmen eines Bankgeschäfts im Sinne 

des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 (Kreditgeschäft), Nr. 8 (Garantiegeschäft) oder Nr. 9 (Gi-

rogeschäft) KWG. Diese Datenübermittlungen werden mangels spezieller Rechts-

grundlage derzeit auf eine Einwilligung des Betroffenen nach § 4 BDSG gestützt. 

Dies ist insofern problematisch, als in der Praxis eine natürliche Person einen Bank-

kredit regelmäßig nicht mehr ohne eine von der Bank angeforderte Bonitätsauskunft 

einer Auskunftei erhält, wobei diese mit einer Einwilligungserklärung des Betroffenen 

in die Übermittlung bestimmter personenbezogener Daten an diese Auskunftei ver-

bunden wird. Mangels zumutbaren Alternativverhaltens kann es daher zweifelhaft 

sein, ob die vom Betroffenen erteilte Einwilligung noch als freiwillig anzusehen ist. An 

Stelle der Einwilligungserklärung tritt der neue Erlaubnistatbestand in Absatz 2. Da-

nach dürfen Kreditinstitute die angegebenen Daten zur zukünftigen Übermittlung an 

Auskunfteien übermitteln, sofern nicht das schutzwürdige Interesse des Betroffenen 

an dem Ausschluss der Übermittlung gegenüber dem Interesse der Auskunftei an 

der Kenntnis der Daten im Einzelfall offensichtlich überwiegt. Letzteres kann z. B. der 

Fall sein, wenn eine offensichtlich bedrohte Person vermeiden möchte, dass im 

Rahmen einer Kontoeröffnung ihre aktuellen Adressdaten in den Datenbestand einer 

Auskunftei eingemeldet und von dort wiederum Dritten, z. B. der ihr drohenden Per-

son beauskunftet werden können. Übermittelt werden dürfen nach Satz 1 grundsätz-

lich alle das Vertragsverhältnis beschreibende Daten (Angaben über Begründung, 



Drucksache 548/08 

 

28

ordnungsgemäße Durchführung und Beendigung des Vertrags), nicht jedoch inhaltli-

che Daten aus dem Vertrag (z. B. Einkommensangaben des Betroffenen). Naturge-

mäß dürfen auch nur Daten übermittelt werden, die zum Zeitpunkt der Übermittlung 

von der verantwortlichen Stelle noch gespeichert werden dürfen. Der gesetzliche Er-

laubnistatbestand in § 28a Abs. 2 Satz 1 betrifft nur die Übermittlung der dort aus-

drücklich benannten Daten durch Kreditinstitute. Die Möglichkeit einer Einwilligung 

des Betroffenen gemäß § 4 Abs. 1, § 4a in die Übermittlung darüber hinaus gehen-

der Daten durch Kreditinstitute bleibt von der vorgeschlagenen Regelung unberührt. 

Unberührt bleibt auch die Möglichkeit anderer verantwortlicher Stellen als Kreditinsti-

tuten, mit einer Einwilligung des Betroffenen gemäß § 4 Abs. 1, § 4a das Vertrags-

verhältnis beschreibende Daten (Angaben über Begründung, ordnungsgemäße 

Durchführung und Beendigung des Vertrags) zu übermitteln. Der Betroffene ist vor 

Abschluss des Vertrages durch die verantwortliche Stelle von der geschaffenen Mög-

lichkeit der Datenübermittlung zu unterrichten (Satz 2), so dass dem Betroffenen die 

Möglichkeit verbleibt, vom Abschluss des Vertrages abzusehen. § 4 Abs. 3, der be-

stimmte Unterrichtungspflichten der verantwortlichen Stelle gegenüber dem Betroffe-

nen festlegt, bleibt von der Regelung unberührt. Gemäß Satz 3 werden Daten über 

Giroverträge, die die Einrichtung eines Kontos ohne Überziehungsmöglichkeit zum 

Gegenstand haben, aus dem Tatbestand des neuen Erlaubnistatbestands ausge-

nommen. In diesen Fällen, in denen der Betroffene nur ein Guthabenkonto unterhält, 

überwiegt das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Ü-

bermittlung grundsätzlich das berechtigte Interesse der verantwortlichen Stelle oder 

eines Dritten an der Kenntnis dieser Daten. Insgesamt werden durch die Regelung 

die Voraussetzungen für Übermittlungen von den Kreditinstituten an die Auskunfteien 

klarer umgrenzt und damit die Kontrolle durch die zuständigen Aufsichtsbehörden 

erleichtert.  

 

Daneben wird klargestellt, dass Daten über Verhaltensweisen des Betroffenen, die 

der Herstellung von Markttransparenz dienen, (auch mit Einwilligung des Betroffe-

nen) nicht zur zukünftigen Übermittlung an Auskunfteien übermittelt werden dürfen 

(Satz 4). In der Vergangenheit wurden nämlich z. B. Anfragen von Betroffenen nach 

Kreditkonditionen bei verschiedenen Banken zur Informationsgewinnung gleichge-

setzt mit mehrmaligen, auf einen konkreten Vertragsabschluss gerichteten Kreditan-

fragen, bei Auskunfteien eingemeldet und von diesen negativ bei der sog. Score-
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wertberechnung berücksichtigt. Diese Wertung widerspricht der Forderung nach 

Markttransparenz und dem Leitbild eines verantwortungsbewussten Kunden, der sich 

auf der Grundlage mehrerer vergleichbarer Angebote für oder gegen einen Vertrag 

entscheidet. Nach der vorgeschlagenen Neuregelung ist die Übermittlung von Daten 

über Anfragen nach Kreditkonditionen zur Informationsgewinnung in den Datenbe-

stand einer Auskunftei unzulässig. Zulässig bleibt die Übermittlung der Anfragedaten 

an die Auskunftei, um auf die Kreditkonditionenanfrage des Kunden eine individuelle 

Auskunft erteilen zu können, da sie nicht zur zukünftigen Übermittlung übermittelt 

werden. Die Übermittlung von Angaben, die gerichtet auf den Abschluss eines kon-

kreten Kreditvertrages gemacht wurden, ist nach den Voraussetzungen des neuen 

Satzes 1 dagegen zulässig, sofern die Angaben nicht nur zur - auf anderem Wege 

nicht möglichen - Konditionenanfrage gemacht worden sind. Soweit Kreditinstitute 

Konditionen nur nach Stellung eines vollständigen Kreditantrages mitteilen, der Kun-

de also die für ihn geltenden Konditionen nur erfahren kann, wenn er einen Kreditan-

trag stellt, dürfen auch die im Rahmen eines solchen Kreditantrags erhobenen Anga-

ben erst dann in den Auskunftsbestand einer Auskunftei eingemeldet werden, wenn 

der Kunde die ihm genannten Konditionen akzeptiert und ein Kreditvertrag zustande 

kommt. Die vorgeschlagene Regelung betrifft allein die Zulässigkeit der Übermittlung 

von Angaben in den Auskunftsbestand einer Auskunftei, die Zulässigkeit von Über-

mittlungen von Angaben zur Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses am 

Abruf von Daten aus dem Auskunftsbestand einer Auskunftei bleibt von der Rege-

lung unberührt. 

 

Zu §28b 

§ 28b legt allgemeine Voraussetzungen für die Durchführung von Scoringverfahren 

fest, sofern der berechnete Scorewert für Entscheidungen über die Begründung, 

Durchführung oder Beendigung eines konkreten Vertragsverhältnisses mit dem Be-

troffenen verwendet werden. Es werden insofern Art und Umfang der zulässigen Da-

tengrundlage bestimmt. Mangels ausdrücklicher Rechtsgrundlage für die Durchfüh-

rung von Scoringverfahren im BDSG werden die aus den allgemeinen Regelungen in 

§ 28 bzw. § 29 abzuleitenden Voraussetzungen für die zulässige Durchführung von 

Scoringverfahren, insbesondere hinsichtlich der zulässigen Datengrundlage in der 

Praxis derzeit sehr unterschiedlich bewertet. Die gesetzliche Festlegung der Voraus-

setzungen für die Durchführung von Scoringverfahren, deren Ergebnisse für Ent-
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scheidungen über Vertragsverhältnisse verwendet werden, führt daher zu mehr 

Rechtssicherheit und zu mehr Transparenz der Verfahren.  

 

Entscheidend ist zunächst, dass ein zur Person des Betroffenen errechneter Score-

wert für die Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung ei-

nes Vertragsverhältnisses mit dem Betroffenen verwendet wird, d. h. der Scorewert 

Eingang findet in eine Entscheidung, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge im 

Zusammenhang mit einem (potentiellen) Vertragsverhältnis nach sich zieht.  

 

Die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswertes muss sich ferner auf ein zukünftiges 

Verhalten des Betroffenen beziehen. Dies setzt ein selbstbestimmtes Handeln vor-

aus, so dass Ereignisse, die auf höhere Gewalt oder Fremdeinwirkung zurückgehen, 

ausscheiden, z. B. Blitzschlag, Diebstahl oder Erkrankung. Die Verfahren zur Tarifie-

rung etwa von Lebens- oder Krankenversicherungen oder Versicherungen gegen 

Kfz-Diebstahl stellen daher kein Scoring im Sinne des § 28b dar. 

 

Zulässigkeitsvoraussetzung für die Durchführung der erfassten Scoringverfahren ist 

nach der Regelung im neuen § 28b zunächst, dass die zur Berechnung des Score-

werts genutzten Daten unter Zugrundelegung eines wissenschaftlichen anerkannten 

mathematischen-statistischen Verfahrens nachweisbar für die Berechnung der 

Wahrscheinlichkeit des bestimmten Verhaltens erheblich sind (Nummer 1). Diese 

Voraussetzung führt zu einer Dokumentationspflicht der verantwortlichen Stelle. Die 

verantwortliche Stelle muss nämlich ggf. der Aufsichtsbehörde nach § 38 den nach-

gewiesenen Zusammenhang darlegen können. Erfasst werden von der Regelung 

alle bei der Durchführung des Scoringverfahrens verwendeten Daten. Es wird davon 

ausgegangen, dass jede Verwendung personenbezogener Daten im Rahmen der 

Durchführung von Scoringverfahren eine „Nutzung“ und keine „Verarbeitung“ dar-

stellt.  

 

Weitere Zulässigkeitsvoraussetzung ist, dass im Falle der Berechnung des Wahr-

scheinlichkeitswerts durch eine Auskunftei die Voraussetzungen für eine zulässige 

Übermittlung der genutzten Daten nach § 29, in allen anderen Fällen die Vorausset-

zungen einer zulässigen Nutzung nach § 28 vorliegen (Nummer 2). Danach darf eine 

Auskunftei nur die Daten für die Berechnung eines Scorewerts für einen bestimmten 
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Kunden nutzen, die sie auch nach § 29 an diesen Kunden übermitteln dürfte. Für alle 

anderen Stellen ist Voraussetzung, dass die Daten nach § 28 genutzt werden dürfen.  

 

Wegen der in der Öffentlichkeit diskutierten Bedeutung der Nutzung von Anschriften-

daten wird zudem eine Pflicht, den Betroffenen vor der geplanten Nutzung von An-

schriftendaten hierüber zu informieren, eingeführt, um zusätzliche Transparenz zu 

schaffen (Nummer 3). Die Unterrichtung kann in der Praxis über Allgemeine Ge-

schäftsbedingungen erfolgen. Die Regelung trägt der besonderen Sensibilität der 

Öffentlichkeit hinsichtlich der Verwendung von Anschriftendaten im Rahmen von 

Scoringverfahren zur Bewertung der Kreditwürdigkeit der Betroffenen Rechnung. 

Die Regelungen des Kreditwesengesetzes, insbesondere die über die Ausgestaltung 

der internen Risikomessverfahren, und die Regelungen des Versicherungsaufsichts-

gesetzes bleiben durch die vorgeschlagenen Regelungen im BDSG unberührt. 

 

Zu Nummer 7 (§ 29) 

Zu Absatz 1 

Die vorgeschlagenen Änderungen der Nummern 1 und 2 des § 29 Abs. 1 Satz 1 so-

wie dessen Ergänzung um eine neue Nummer 3 stehen im Zusammenhang mit den 

Regelungen im vorgeschlagenen neuen § 28a. Sie schaffen eine Rechtsgrundlage 

für Auskunfteien zur Verarbeitung und Nutzung von Daten, die ihre Geschäftskunden 

nach den neuen Regelungen in § 28a an sie übermitteln dürfen. Es wird ferner klar-

gestellt, dass Daten im Sinne von § 28a Abs. 2 Satz 3, d. h. Daten über Verhaltens-

weisen des Betroffenen, die im Rahmen eines vorvertraglichen Vertrauensverhältnis-

ses der Herstellung von Markttransparenz dienen (z. B. sog. Konditionenanfragen), 

von Auskunfteien nicht zum Zweck der Übermittlung an ihre Kunden erhoben oder 

gespeichert werden dürfen. Die Aufnahme der Daten in den Auskunftsdatenbestand 

ist danach unzulässig. Davon unberührt bleibt die Frage der Zulässigkeit der Erhe-

bung und Speicherung dieser Daten zum Zweck des möglichen Nachweises eines 

berechtigten Interesses des abrufenden Kunden.  

 

Aus Anlass dieser Änderung wird zur Klarstellung das Wort „Nutzen“ in den Katalog 

der Datenverwendungen im einleitenden Satzteil des § 29 Abs. 1 Satz 1 aufgenom-

men. Bisher wird in § 29 Abs. 1 Satz 1 nur das „Verändern“, anders als in der Paral-

lelreglung in § 28 Abs. 1 Satz 1 aber nicht das „Nutzen“ ausdrücklich genannt. In der 
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Praxis wird aber auch das Nutzen personenbezogener Daten als geringerer Eingriff 

in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung des Betroffenen als der Eingriff 

durch ein Verändern der Daten auf § 29 Abs. 1 gestützt. Eine Abgrenzung zwischen 

Verändern und Nutzen von Daten ist im Hinblick auf den Schutzzweck des § 29 Abs. 

1 entbehrlich, zumal die nach § 29 Abs. 2 an Dritte übermittelten Daten regelmäßig 

von diesen Dritten nach § 28 genutzt werden könnten. 

 

Zu Absatz 2  

In Absatz 2 Satz 1 und 3 werden redaktionelle Änderungen vorgenommen.  

 

Der neue Absatz 2 Satz 5 tritt klarstellend neben die weiterhin geltenden Regelungen 

in § 10 Abs. 4 und benennt konkrete Vorgaben zur Sicherstellung der Stichproben-

kontrollen im automatisierten Abrufverfahren: Die übermittelnde Stelle, d. h. die Aus-

kunftei, hat Stichprobenverfahren durchzuführen und dabei das Vorliegen des für die 

Datenübermittlung erforderlichen berechtigten Interesses des Abrufenden einzelfall-

bezogen festzustellen und zu überprüfen.  

 

Zu Nummer 8 (§ 34) 

Im Hinblick auf die vorgesehene Einführung eines Bußgeldtatbestands in § 43 für 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilte Auskünfte nach § 34 wer-

den die zu bewehrenden Vorschriften des § 34 als Handlungsgebote formuliert, die 

sowohl hinsichtlich der vorzunehmenden Handlungen als auch hinsichtlich der 

Normadressaten so bestimmt gefasst sind, dass sie dem strafrechtlichen Bestimmt-

heitserfordernis entsprechen. Die Absätze 2, 4 und 5 werden neu eingeführt. Die Ab-

sätze 3 (bisher Absatz 2) und 6 (bisher Absatz 3) werden inhaltlich ergänzt bzw. ge-

ändert. Im Einzelnen: 

 

Zu Absatz 1 

Sprachliche Änderung aufgrund des Bestimmtheitsgebots. 
 

Zu Absatz 2 (neu) 

Mit dem vorgeschlagenen neuen Absatz 2 soll ein Auskunftsanspruch des Betroffe-

nen in den Fällen des § 28b, d. h. wenn ein Scorewert für eine Entscheidung über die 

Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses mit dem 
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Betroffenen verwendet wird, eingeführt werden. Nach Satz 1 wird die für die Ent-

scheidung verantwortliche Stelle zur Offenlegung des verwendeten Scorewerts (vgl. 

Nummer 1) und der im konkreten Verfahren genutzten Datenarten (vgl. Nummer 2) 

gegenüber dem Betroffenen verpflichtet. Mangels Offenlegung der Datengrundlage 

der Scoringverfahren ist es für den Betroffenen derzeit nicht oder nur schwer nach-

zuvollziehen, wie sein konkreter Scorewert und damit die darauf beruhende Ent-

scheidung zustande gekommen ist. Um dem Betroffenen die Möglichkeit zu geben 

bzw. zu erleichtern, falsche Daten zu korrigieren oder den für ihn errechneten Wahr-

scheinlichkeitswert im konkreten Fall zu widerlegen, sollen ihm die genutzten Daten-

arten offenbart werden. Zur Erfüllung der Auskunftsansprüche erscheint es möglich, 

dass einzelne Datenfelder eines Datensatzes zusammengefasst werden. So kann 

etwa die Auskunft „Adressdaten“ als eine offenbarte Datenart die Einzeldaten „Stra-

ße“, „Hausnummer“, „Postleitzahl“ und „Ort“ ersetzen. Entscheidend ist aber, dass 

der Betroffene nachvollziehen kann, welche Merkmale in das konkrete Berech-

nungsergebnis eingeflossen sind. Nach Nummer 3 ist dem Betroffenen außerdem 

das Zustandekommen des Wahrscheinlichkeitswerts einzelfallbezogen und nachvoll-

ziehbar in allgemein verständlicher Form dargelegt wird. Dadurch wird sichergestellt, 

dass einerseits die Unternehmen nicht die Scoreformel, an deren Geheimhaltung die 

Unternehmen ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse haben, offenbaren müs-

sen, andererseits aber dem Betroffenen auf Wunsch die der Wahrscheinlichkeitsbe-

rechnung zugrunde liegenden Sachverhalte in einer für den Laien verständlichen 

Form dargelegt werden müssen. Komplexe mathematische Formeln sind danach 

nicht zu offenbaren, zumal sie auch nicht allgemein verständlich, d. h. aus sich her-

aus für den Betroffenen verständlich sind. Vielmehr muss dem Betroffenen ermög-

licht werden, den der Berechnung zugrunde liegenden Lebenssachverhalt bzw. die 

einschlägigen Lebenssachverhalte nachzuvollziehen. Das Ergebnis muss für den 

Betroffenen stets soweit nachvollziehbar sein, dass er seine Rechte sachgerecht 

ausüben, mögliche Fehler in der Berechnungsgrundlage aufdecken und Abweichun-

gen von den automatisiert gewonnenen typischen Bewertungen des zugrunde lie-

genden Lebenssachverhalts darlegen kann. Dem Betroffenen soll ermöglicht werden, 

gegenüber der für die ihn betreffende Entscheidung verantwortlichen Stelle seinen 

Standpunkt geltend zu machen und somit eine sachgerechte Überprüfung der Ent-

scheidung zu erreichen. Gewährleistet werden muss, dass ein sinnvolles Gespräch 

zwischen der für die Entscheidung verantwortlichen Stelle und dem Betroffenen statt-
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finden kann. Dabei ist nicht erforderlich, dass dieses Gespräch unmittelbar zwischen 

der Person, die die ursprüngliche Entscheidung getroffen hat, und dem Betroffenen 

stattfindet. Ausreichend ist, dass eine Person innerhalb der für die Entscheidung ver-

antwortlichen Stelle zur Auskunftserteilung zur Verfügung steht. Das heißt, das Aus-

kunftsverlangen des Betroffenen muss nicht stets durch den ursprünglichen Sachbe-

arbeiter beantwortet werden, sofern der Betroffene sich z. B. an eine spezielle Aus-

kunftsperson wenden kann.  

 

Nach Satz 2 kann die Auskunft auch dann verlangt werden, wenn die zur 

Scorewertberechnung genutzten Daten von der verantwortlichen Stelle oder einem 

Dritten ohne Personenbezug gespeichert werden, der Personenbezug aber bei der 

Durchführung der Scoreverfahren von der verantwortlichen Stelle hergestellt wird. 

Die nach aktueller Rechtslage bestehenden, auf den Bestand personenbezogener 

Daten der verantwortlichen Stelle gerichteten Auskunftsrechte des Betroffenen ge-

hen nämlich regelmäßig hinsichtlich der Daten ins Leere, die von der verantwortli-

chen Stelle ohne Personenbezug gespeichert oder gar nicht mehr selbst vorgehal-

ten, sondern nur noch bei Bedarf automatisiert von Dritten bezogen und nach der 

Scorewertberechnung wieder gelöscht werden. Handelt es sich bei diesen bezoge-

nen Daten um vollständig anonyme (z. B. kleinräumig-regionalstatistische) Informati-

onen, hat der Betroffene nicht einmal ein Auskunftsrecht gegenüber dem Dritten, da 

vollständig anonyme Informationen nicht vom BDSG erfasst werden. Ziel der vorge-

schlagenen Regelung ist es in den Fällen, in denen entweder Daten ohne Personen-

bezug zum Zweck, diesen in einem vorprogrammierten Verfahren in Zukunft herzu-

stellen, gespeichert werden oder in denen Daten nicht selbst von der verantwortli-

chen Stelle gespeichert werden, aber nach einem feststehenden Verfahren mit per-

sonenbezogenen Daten verbunden werden sollen, dem Betroffenen im Rahmen der 

sog. Selbstauskunft das Bild zu vermitteln, das von ihm gezeichnet würde, wenn in 

dem Moment der Selbstauskunft einem Dritten Auskunft über den Betroffenen erteilt 

würde.  

 

Ist die für die Entscheidung verantwortliche Stelle nicht identisch mit der Stelle, die 

den Wahrscheinlichkeitswert oder einen Bestandteil hiervon berechnet hat, muss 

letztere nach Satz 3 auf Verlangen der für die Entscheidung verantwortlichen Stelle 

die zur Erfüllung der Auskunftsansprüche erforderlichen Angaben an die für die Ent-
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scheidung verantwortliche Stelle übermitteln, um eine Umgehung der Auskunftsan-

sprüche zu vermeiden. In den Fällen, in denen die für die Entscheidung verantwortli-

che Stelle den für die Entscheidung verwendeten Wahrscheinlichkeitswert von einer 

anderen Stelle erhoben und ohne selbst Berechnungen durchzuführen der Entschei-

dung zugrunde gelegt hat (Satz 3 Nr. 1), kann sie nach Satz 4 den Betroffenen zur 

Geltendmachung seiner Auskunftsansprüche auch direkt an die andere Stelle ver-

weisen. Hierfür muss sie dem Betroffenen unverzüglich den Namen und die Anschrift 

der anderen Stelle sowie die zur Bezeichnung des Einzelfalls notwendigen Angaben 

mitteilen. In diesen Fällen hat die andere Stelle, die den Wahrscheinlichkeitswert be-

rechnet hat, die Auskunftsansprüche nach den Sätzen 1 und 2 gegenüber dem Be-

troffenen unentgeltlich zu erfüllen (Satz 5). Notwendige Angaben im Sinne des Sat-

zes 4 sind daher alle Angaben, die es der anderen Stelle, z. B. der Auskunftei, er-

möglichen, die zur Erfüllung des Auskunftsanspruchs des Betroffenen im konkreten 

Fall erforderlichen Daten in ihrem Datenbestand zu identifizieren und dem Betroffe-

nen mitzuteilen. Soweit die für die Entscheidung verantwortliche Stelle von ihrer 

Möglichkeit gemäß Satz 4 Gebrauch macht, auf die für die Berechnung des Wahr-

scheinlichkeitswerts verantwortliche Stelle zu verweisen, entfällt die Auskunftspflicht 

der für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts verantwortlichen Stelle nach 

Satz 3 gegenüber der für die Entscheidung verantwortlichen Stelle (Satz 6). Grund-

sätzlich wird die Auskunftserteilung durch die für die Entscheidung verantwortliche 

Stelle als der für alle Beteiligten unbürokratischste und billigste Weg angesehen. Es 

soll aber für die Stelle, die Wahrscheinlichkeitswerte ausschließlich von einem Dritten 

bezieht ohne eigene Wahrscheinlichkeitsberechnungen durchzuführen, die Möglich-

keit eröffnet werden, dass sie den Betroffenen an die für die Berechnung des Wahr-

scheinlichkeitswerts verantwortliche Stelle verweist, sofern sie diesen Weg für kos-

tengünstiger ansieht. In diesem Falle muss dem Betroffenen allerdings die Informati-

onen zur Verfügung gestellt werden, die er benötigt, um die für die Berechnung des 

Wahrscheinlichkeitswerts verantwortliche Stelle aufzufinden und bei dieser Stelle die 

Informationen für den konkreten Einzelfall zu erhalten. 

 

Zu Absatz 3 (bisher Absatz 2) 

Die Änderungen in den Sätzen 1 und 2 sind sprachliche Änderungen aufgrund des 

Bestimmtheitsgebots. Die Ergänzung in dem neuen Satz 3 ist die Parallelregelung 

zum neuen Absatz 2 Satz 2 und erweitert insofern den schon bisher geltenden all-



Drucksache 548/08 

 

36

gemein Auskunftsanspruch nach § 34 Abs. 1. Auch hier gehen nach aktueller 

Rechtslage die bestehenden, auf den Datenbestand der verantwortlichen Stelle ge-

richteten Auskunftsrechte des Betroffenen regelmäßig hinsichtlich der Daten ins Lee-

re, die die verantwortliche Stelle, z. B. eine Auskunftei, ohne Personenbezug spei-

chert oder gar nicht selbst vorhält, sondern nur bei Bedarf automatisiert bei Dritten 

abruft und nach Übermittlung an den Geschäftspartner wieder löscht. 

 

Zu Absatz 4 (neu) 

Die vorgeschlagene Regelung in Absatz 4 erweitert die Auskunftsansprüche des Be-

troffenen gegenüber Stellen, die geschäftsmäßig personenbezogenen Daten zum 

Zweck der Übermittlung erheben, speichern oder verändern. Sie gibt dem Betroffe-

nen u. a. einen Anspruch auf Auskunft über seinen tagesaktuellen Scorewert und die 

innerhalb der letzten zwölf Monate ggf. Dritten übermittelten Scorewerte sowie über 

diese Dritten (Name und letztbekannte Anschrift). Der Betroffene hat ein berechtigtes 

Interesse sowohl an der Kenntnis seines aktuellen Scorewerts als Information für 

seine zukünftige wirtschaftliche Planung als auch an Informationen, die Dritte über 

ihn erhalten haben. Zudem werden die genannten Stellen - parallel zur neuen Rege-

lung in Absatz 2 - zur Offenlegung der in den konkreten Verfahren verwandten Da-

tenarten gegenüber dem Betroffenen verpflichtet. Insofern wird auf die Begründung 

zu § 34 Abs. 2 verwiesen. 

 

Nach Satz 2 besteht der Auskunftsanspruch nach Satz 1 auch dann, wenn die zur 

Scorewertberechnung genutzten Daten von der verantwortlichen Stelle ohne 

Personenbezug gespeichert werden oder von dieser nicht selbst gespeichert werden 

und an ihrem Speicherort keinen Personenbezug aufweisen, der Personenbezug 

aber bei der Durchführung der Scoreverfahren hergestellt wird. Um die Transparenz 

für die Betroffenen zu verbessern, wird der Auskunftsanspruch insofern erweitert und 

die verantwortlichen Stellen verpflichtet, die für die Auskunft an ihre Geschäftspartner 

hinzugezogenen Informationen für den Zeitraum von zwölf Monaten zu speichern, da 

sie nur so etwaige Auskunftsansprüche erfüllen kann. 
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Zu Absatz 5 (neu) 

Der neue Absatz 5 enthält eine ausdrückliche Zweckbegrenzung der nach den Ab-

sätzen 2 bis 4 für die Auskunftserteilung gegenüber dem Betroffenen vorzuhaltenden 

Daten. 

 

Zu Absatz 6 (bisher Absatz 3) 

Absatz 6 wird aufgrund des Bestimmtheitsgebots sprachlich geändert. Anlässlich 
dieser Änderung wird zudem klargestellt, dass die Auskunft nicht in gesetzlich vorge-
schriebener Schriftform erfolgen muss, sondern eine Auskunft in Textform (§ 126b 
BGB) ausreichend ist.  
 

Zu Absatz 7 (bisher Absatz 4) 

Keine Änderung. 
 

Zu Absatz 8 (bisher Absatz 5) 

Mit der vorgeschlagenen Neufassung des Absatzes 8 erhält der Betroffene gegen-

über Stellen, die personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Über-

mittlung speichern, einen Anspruch, einmal jährlich eine kostenfreie Selbstauskunft 

in Textform zu erhalten, auch wenn er diese zu wirtschaftlichen Zwecken gegenüber 

Dritten nutzen kann. Regelmäßig sind derzeit die von einer Auskunftei auf Antrag 

schriftlich erteilten Selbstauskünfte entgeltpflichtig. In diesen Fällen besteht zwar 

auch die Möglichkeit der kostenlosen Selbstauskunft bei persönlichem Erscheinen 

des Betroffenen bei der Auskunftei. In der Praxis können aber für den Betroffenen – 

abhängig von der Entfernung zwischen seinem Wohnort und dem Sitz einer Ge-

schäftsstelle der Auskunftei – dabei unter Umständen erhebliche Fahrtkosten anfal-

len. Die kostenlose Selbstauskunft muss in Textform erfolgen. Erfasst wird hiervon 

auch die elektronische Auskunft, z. B. per E-Mail, sofern der Betroffene entspre-

chende Empfangsmöglichkeiten anbietet.  

 

Zu Nummer 9 (§ 35) 

In Absatz 1 wird klargestellt, dass Schätzdaten bzw. Erfahrungswerte als solche 

deutlich zu kennzeichnen sind. Dies dient insbesondere dem Schutz des Betroffe-

nen, dass keine geschätzten Daten als Fakten über ihn verbreitet werden. Letztlich 

dient dies aber auch den Empfängern der Daten. Damit der Schutzzweck der Rege-

lung nicht leer läuft, muss die Kennzeichnung mit dem gespeicherten Datum insofern 
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eine Einheit bilden, als auch bei der Übermittlung des Datums die Kennzeichnung mit 

übermittelt wird. Eine bloße Kennzeichnung des Datum im Datenbestand, ohne dass 

die Kennzeichnung an die Empfänger der Daten übermittelt würde, würde den 

Schutzzweck umgehen.  

 

Neben einer redaktionellen Änderung in Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 wird durch die vorge-

schlagene Änderung des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 4 die gesetzliche Prüffrist, nach de-

ren Ablauf festgestellt werden muss, ob ein gespeichertes Datum zu löschen ist, für 

erledigte Sachverhalte grundsätzlich von vier auf drei Jahre verkürzt. Diese Frist ist 

regelmäßig ausreichend, um das Verhalten des Betroffenen einschätzen zu können. 

Da nach drei Jahren lediglich eine Prüfung erfolgen muss, kann das Datum auch 

länger als drei Jahre gespeichert werden, sofern die Voraussetzungen der Speicher-

erlaubnis weiterhin vorliegen. Zudem kann das Datum weiterhin gespeichert werden, 

wenn der Betroffene der Löschung widerspricht. Klargestellt wird ferner, dass die 

Frist beginnend mit dem Kalenderjahr, das der erstmaligen Speicherung folgt, be-

rechnet wird.  

 

Nach dem neuen Absatz 2 Satz 3 müssen personenbezogene Daten, die auf der 

Grundlage von § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. § 28a Abs. 2 gespeichert werden, 

nach Beendigung des Vertrags gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 KWG gelöscht werden, 

wenn der Betroffene dies verlangt. Nach aktueller Rechtslage werden diese Daten 

über Begründung ordnungsgemäße Durchführung und Beendigung des Vertrages 

grundsätzlich nur mit Einwilligung des Betroffenen an Auskunfteien übermittelt und 

dort gespeichert. Widerruft der Betroffene seine Einwilligung, ist die weitere Speiche-

rung der Daten unzulässig, die Daten sind nach § 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zu löschen. 

Damit die Einführung des speziellen Erlaubnistatbestands für bestimmte Datenüber-

mittlungen in § 28a Abs. 2 und die daraus resultierende Speicherbefugnis nach § 29 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 insofern nicht zu einer Schlechterstellung des Betroffenen in die-

sen Fällen führt, in denen sich der zugrunde liegende Sachverhalt erledigt hat, wird 

die besondere Löschungspflicht in § 35 Abs. 2 Satz 3 neben der allgemeinen Pflicht 

nach § 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 eingeführt. Durch einen Widerruf der Einwilligung kann 

der Betroffene eine Löschungspflicht hinsichtlich der auf Grundlage der Einwilligung 

gespeicherten Daten erreichen. Die Übermittlung und Speicherung von Daten über 

die Begründung ordnungsgemäße Durchführung und Beendigung bestimmter Ver-
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träge, die bisher nur aufgrund einer Einwilligung zulässig waren, können nunmehr 

auf den neuen Erlaubnistatbestand gestützt werden. Nach bisheriger Rechtslage un-

terlägen die danach gespeicherten Daten den aktuellen Löschungsregeln des § 35, 

nach denen grundsätzlich keine Löschungspflicht entsteht, nur weil der Betroffene 

die Löschung verlangt.  

 

Absatz 3 Nr. 1 wird redaktionell geändert. 

 

Nach Absatz 4a darf die Tatsache einer Sperrung, die auf ein strittiges Datum hin-

weist, nicht an Dritte übermittelt werden. Die Mitteilung einer Sperre könnte nämlich 

vom empfangenden Dritten leicht dahin missverstanden werden, dass der Betroffene 

nicht nur nicht zahlt, sondern auch noch ein schwieriger Kunde ist. Die Mitteilung 

könnte somit einen negativen Eindruck über den Betroffenen hinterlassen und des-

halb zu einer für ihn negativen Entscheidung führen. Die Vorschrift darf auch nicht 

dadurch umgangen werden, dass eine Formulierung gewählt wird, aus der auf die 

Tatsache der Sperre bzw. das Vorliegen einer Unregelmäßigkeit geschlossen wer-

den kann. 

 

Zu Nummer 10 (§ 43) 

Die neuen Nummern 8a bis 8c führen zum Schutz der Rechte der Betroffenen neue 

Bußgeldtatbestände ein für die Fälle, in denen einer der Auskunftsansprüche des 

Betroffenen nach § 34 nicht ordnungsgemäß erfüllt wird. 

 

 

Zu Artikel 2 
 
Die Vorlaufzeit von einem Jahr bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ist erforderlich, 

um den betroffenen Unternehmen ausreichend Gelegenheit zu geben, sich auf die 

neue Rechtslage einzustellen und ihre Geschäftsprozesse an die geänderte Rechts-

lage anzupassen. 
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auch an die für die außergerichtliche Streitbeilegung zuständige Stelle in dem anderen 
Vertragsstaat weiterleiten. 

Zu Nummer 8 

Der bisherige § 9 ist überholt. Er enthält ausschließlich Übergangsvorschriften, deren Wir-
kung bereits eingetreten ist. Der alte § 9 bleibt auch nach seiner Neufassung anzuwen-
dendes Recht für alle Fälle, die von ihm tatbestandlich erfasst ist. Der neugefasste § 9 
bestimmt, dass die Verbände, auf die die Schlichtungsaufgabe nach dem bisherigen § 14 
des Unterlassungsklagengesetzes bereits wirksam übertragen worden ist, mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auch die erweiterten Schlichtungsaufgaben des neuen § 14 des Unter-
lassungsklagengesetzes übernehmen können. Bei diesen Verbänden (Bundesverband 
Deutscher Banken, Bundesverband öffentlicher Banken Deutschlands, Bundesverband 
der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken, Sparkassenverband Baden-
Württemberg sowie Rheinischer Sparkassen- und Giroverband) sind demnach keine wei-
teren Maßnahmen gemäß § 7 Abs. 2 und 3 erforderlich. Bei Verbänden, bei denen eine 
Übertragung bisher noch nicht wirksam geworden ist, bleibt es bei dem Verfahren nach 
§ 7. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Ergänzung des § 29) 

Durch Ergänzung des § 29 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) um zwei neue Ab-
sätze (Absätze 6 und 7) soll Artikel 9 der Verbraucherkreditrichtlinie umgesetzt werden. 
Dieser statuiert bestimmte Pflichten von Datenbankbetreibern, deren sich Darlehensgeber 
zur Bewertung der Kreditwürdigkeit potentieller Darlehensnehmer bedienen. § 29 BDSG 
enthält bereits Regelungen zu entsprechenden Auskunftssystemen. 

§ 29 Abs. 6 dient der Umsetzung des Artikels 9 Abs. 1 der Verbraucherkreditrichtlinie. 
Danach ist Darlehensgebern aus sämtlichen Mitgliedstaaten bei grenzüberschreitenden 
Krediten ein diskriminierungsfreier Zugang zu den zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des 
Verbrauchers verwendeten Auskunftssystemen zu gewähren. Der Begriff des Verbrau-
chers ist wie in § 13 BGB zu verstehen. Mit der Vorschrift sollen Wettbewerbsverzerrun-
gen im Binnenmarkt unterbunden werden (Erwägungsgrund 28 der Verbraucherkredit-
richtlinie). Darlehensgeber aus anderen Mitgliedstaaten sollen inländischen gleich gestellt 
werden, nicht besser. Wenn ein Auskunftsverlangen für deutsche Darlehensgeber Kosten 
verursacht, dürfen diese von ausländischen Darlehensgebern in gleicher Höhe eingefor-
dert werden. Auch die Zugehörigkeit zu einer juristischen Person kann von ausländischen 
Darlehensgebern grundsätzlich verlangt werden, soweit die Zugehörigkeit nicht von seiner 
Staatsangehörigkeit, seiner Belegenheit oder dem Ort seines Hauptsitzes abhängig ge-
macht wird. 

§ 29 Abs. 7 regelt den Anspruch des Betroffenen auf Information über eine Datenbankab-
frage. Damit wird Artikel 9 Abs. 2 der Verbraucherkreditrichtlinie umgesetzt. Der Anspruch 
richtet sich primär gegen den Darlehensgeber, kann jedoch auch von der Stelle, die die 
Auskunft erteilt hat, erfüllt werden. Die Vorschrift greift nur, wenn der Abschluss eines 
Verbraucherdarlehensvertrags (§ 491 Abs. 1 BGB) oder eines entgeltlichen Finanzie-
rungshilfevertrags (§ 506 BGB-E) abgelehnt wird. Der Verbraucher ist in diesem Fall kos-
tenlos und unverzüglich zu unterrichten. Prüft der zur Unterrichtung Verpflichtete, ob bei 
dem gewählten Unterrichtungsmedium die datenschutzrechtlichen Belange des Betroffe-
nen ausreichend gewahrt werden, ist dies kein „schuldhaftes Zögern“ im Sinne des § 121 
BGB und beeinflusst daher die „Unverzüglichkeit“ nicht. Der Anspruch richtet sich nicht 

X
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nur auf die bloße Unterrichtung, sondern umfasst auch eine Begründung. Der Anspruch 
besteht nur, falls infolge einer Datenbankabfrage der Abschluss eines Verbraucherdarle-
hensvertrags abgelehnt wird. Satz 2 entspricht in Sinn und Zweck den §§ 499 Abs. 2 
Satz 2, 675k Abs. 2 BGB-E. Die in Satz 1 vorgeschriebene Unterrichtung soll nach Erwä-
gungsgrund 29 der Verbraucherkreditrichtlinie insbesondere ausgeschlossen sein, wenn 
sich aus der Auskunft ein Verdacht auf Terrorismusfinanzierung oder Geldwäsche ergibt. 
Satz 3 stellt klar, dass weitere Informationsrechte des Darlehensnehmers aus § 6a durch 
diese Vorschrift nicht beschnitten werden. Dies ist europarechtlich unbedenklich, weil § 6a 
auf Artikel 15 der Datenschutzrichtlinie 95/46/EG zurückgeht und Artikel 9 Abs. 4 der 
Verbraucherkreditrichtlinie die innerstaatlichen Umsetzungsvorschriften aus der Richtlinie 
95/46/EG unberührt lässt. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 43 Abs. 1) 

In § 43 Abs. 1 werden die neuen Nummern 7a und 7b eingefügt, wonach für einen Ver-
stoß gegen § 29 Abs. 6 und 7 ein Bußgeld angedroht wird. Ein Verstoß gegen § 29 Abs. 7 
liegt nicht vor, wenn die Unterrichtung gegen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ver-
stoßen würde. Dies ergibt sich bereits aus der Formulierung des § 29 Abs. 7 und ist in 
§ 43 nicht erneut zu erwähnen. Dies ist die von Artikel 23 der Verbraucherkreditrichtlinie 
geforderte Sanktion für den Fall, dass gegen die europarechtlichen Vorgaben verstoßen 
wird. 
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Es wurde davon abgesehen, die Begründung zum Gesetz zur Änderung datenschutzrechtli-
cher Vorschriften vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2814) aufzunehmen, da sie sich auf un-
übersichtliche Weise auf den Entwurf der Bundesregierung (Bundesratsdrucksache  
Nr. 4/09) und die Empfehlungen des Innenausschusses des Bundestags (Bundestags-
drucksache Nr. 16/13657) verteilt. 

1 
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